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SoVD begrüßt Vorhaben zur Stabilisierung des Rentenniveaus, fordert aber 53 Prozent

Rentenpaket II erster, guter Schritt
Anfang März haben Bundes-

arbeitsminister Hubertus Heil 
(SPD) und Bundesfinanzminister 
Christian Lindner (FDP) endlich 
das Rentenpaket II vorgestellt. 
Dessen vorrangiges Ziel ist, das 
Rentenniveau mittelfristig bei 48 
Prozent des Durchschnittlohnes 
zu halten. Um dies zu garantie-
ren und zugleich den Anstieg der 
Rentenbeiträge zu mildern, set-
zen die Koalitionäre auch auf den 
Aktienmarkt. Der SoVD begrüßt 
die Stabilisierungspläne, warnt 
aber vor den Risiken der Börse. 

Weil die Stabilisierung des 
Rentenniveaus hohe Milliarden-
summen kostet, die Rentenbei-
träge jedoch nicht zu stark stei-
gen sollen, plant die Regierung, 
eine 200-Milliarden-Euro-Anla-
ge aus Bundesmitteln auf dem 
Kapitalmarkt zu schaffen. 

Generationenkapital als 
dritte Säule der Finanzierung

Das sogenannte Generatio-
nenkapital soll demnach künftig  
– neben den Beitragssätzen aus 
der gesetzlichen Rentenversi-

cherung (GRV) und den Zahlun-
gen aus dem Bundeshaushalt 
von derzeit jährlich 100 Milliar-
den Euro – die dritte Säule zur 
Finanzierung der gesetzlichen 
Rente bilden. Aus der Aktienanla-
ge erhoffe man sich Erträge, die 
Mitte der 2030er-Jahre die Bei-
tragssätze der Rentenversiche-
rung stabil halten. So erklärten 
es die beiden Bundesminister im 
Rahmen einer Pressekonferenz. 

Mittelfristig werden die Ren-
tenversicherungsbeiträge in 
jedem Fall steigen. Bis 2025 lie-

gen sie bei 18,6 Prozent. Ab 2035 
steigt die Zielmarke der Bei-
tragssätze auf 22,3 Prozent der 
jeweiligen Einkommen. Ohne 
staatliche Zuschüsse würde das 
Rentenniveau spätestens im Jahr 
2027 unter die 48 Prozent des 
Durchschnittslohnes rutschen. 

Heil verspricht: Es wird keine 
Rentenkürzung geben

Bei der Vorstellung der Re-
formvorhaben betonte Arbeits-
minister Heil, dass es mit ihm 

48 Prozent reichen aus SoVD-Sicht nicht, um Altersarmut vorzubeugen. Der Verband warnt davor, die Rente über die Börse sichern zu wollen.
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Reform ohne höhere Sätze

Mehr Berechtigte 
für BAföG

Die CDU plant, das Bürgergeld 
durch eine „neue Grundsiche-
rung“ zu ersetzen. Mit radikalen 
Maßnahmen will sie sogenannte 
Totalverweigerer*innen bestrafen, 
die „eine zumutbare Arbeit ohne 
sachlichen Grund“ ablehnen.

Sanktionen bis zu 100 Prozent, 
Wegfall der Karenzzeit, Vermögens- 
prüfung bei Bedürftigen – dies 
widerspricht nicht nur dem Sozi-
alstaatsprinzip des Grundgesetzes. 
Es bedient auch das realitätsferne 
Klischee vom „faulen“ Arbeitslo-
sen. Ein kurzer Faktencheck hilft, 

Blickpunkt
um sich zu erinnern, was Betrof-
fene in erster Linie benötigen: 
Unterstützung! Denn anders als 
behauptet wollen die meisten 
Leistungsbezieher*innen arbeiten 
und sich weiterbilden, betonen 
jetzt Jobcenter-Vertreter*innen. Die 
Diskussion über Schonvermögen 
sei abwegig, da nur der kleinste 
Teil der Leistungsbezieher*innen 
überhaupt Geld besitze. Die Zahl 
derjenigen, die einen Job kündig-
ten, um Bürgergeld zu erhalten, sei 
hingegen kaum nennenswert. 

Oft wird in der Debatte auch 

„argumentiert“, Arbeit müsse sich 
lohnen im Vergleich zum Bürger-
geldbezug. Doch nicht das Exis-
tenzminimum ist zu hoch ange-
setzt – es sind die Niedriglöhne, die 
die Grenzen verwischen. Statt für 
bessere Löhne und bessere Qualifi-
zierung zu kämpfen, spielt die CDU 
die Ärmsten der Gesellschaft ge-
geneinander aus, wenn sie im Kon-
text ihrer Umbaupläne von „mehr 
Gerechtigkeit“ spricht. Sie müsste 
es besser wissen. Das ist unsäglich!

 Michaela Engelmeier
 SoVD-Vorstandsvorsitzende
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keine Rentenkürzung und keine 
Erhöhung des gesetzlichen Ren-
tenalters geben werde. Letztere 
käme einer Kürzung gleich. 

Stabilisierung der Haltelinie
verhindert ein Abrutschen

Gemeinsam mit anderen Or-
ganisationen und Verbänden 
begrüßte die SoVD-Vorstands-
vorsitzende Michaela Engelmei-
er den nun in Form gegossenen 
Plan zur Stabilisierung des Ren-
tenniveaus. „Es ist gut, dass das 
Warten auf die Rentenreform 
endlich ein Ende hat“, betonte 
sie. Und: „Das war höchste Zeit, 
da die bisher geltende Haltelinie 
Ende 2025 ausgelaufen wäre.“

Die Verfestigung des Renten-
niveaus bei 48 Prozent sei ein 
erster, guter Schritt, so Engel-
meier weiter: „Ohne die Stabi-
lisierung der Haltelinie würden 
die Renten jährlich weniger stark 
steigen. Schon 2027 wäre das Ni-
veau unterschritten worden.“ 

Die anvisierte Marke ist aus 
SoVD-Sicht jedoch deutlich zu 
niedrig angesetzt. „Wir brauchen 
eine Anhebung auf 53 Prozent, 
um Rentnerinnen und Rentner 

vor drohender Altersarmut zu 
bewahren“, macht die SoVD-Vor-
standsvorsitzende klar.

„Kapitalmarkt ist der falsche 
Ort für die Alterssicherung“

Kritisch sieht der SoVD auch 
die geplante Einführung des Ge-
nerationenkapitals: „ Der Kapital-
markt ist der falsche Ort für eine 
verlässliche Alterssicherung“, 
ist Engelmeier überzeugt. Viele 
Expert*innen teilten diese Ein-
schätzung. 

Stattdessen sollte aus SoVD-
Sicht jeder verfügbare Euro 
direkt in die Stärkung der ge-
setzlichen Rente fließen: „Eines 
der zentralen Versprechen un-
seres Sozialstaates ist eine aus-
kömmliche Rente im Alter. Die 
Mehrheit der Bürgerinnen und 
Bürger verlässt sich auf diese 
Form der Altersvorsorge.“ Engel-
meier warnt deshalb: „Aus dem 
Generationenkapital darf nicht 
doch eine Aktienrente durch die 
Hintertür werden. Dahin dürfen 
keine Beitragsmittel fließen.“ 
Es gelte zu vermeiden, dass das 
Generationenkapital und dessen 
Erträge auf den Bundeszuschuss 
oder die Nachhaltigkeitsrückla-

ge der Rentenversicherung an-
gerechnet würden. Wichtig sei 
es zudem, hinsichtlich der Sta-
bilisierung des Rentenniveaus 
einen langen Zeitraum festzu-
schreiben. 

Erwerbstätigenversicherung
für alle der beste Weg

Der SoVD fordert seit Langem 
die Weiterentwicklung der ge-
setzlichen Rentenversicherung 

in eine gesetzliche Erwerbstä-
tigenversicherung, in die alle 
Beschäftigten einzahlen – auch 
Selbstständige, Beamt*innen 
und Abgeordnete. 

Mit der Internetseite www.
die-bessere-rente.de wirbt der 
Verband mit großem medialen 
Erfolg für die gesetzliche Ren-
tenversicherung und macht 
gleichzeitig Vorschläge zur Op-
timierung. Veronica Sina 

Rentenpaket II erster, guter Schritt 

Bundesfinanzminister Christian Lindner (FDP) und Bundesarbeitsmi-
nister Hubertus Heil (SPD) stellten die Rentenpläne der Regierung vor. 
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SoVD begrüßt Vorhaben zur Stabilisierung des Rentenniveaus, fordert aber 53 Prozent

Den Zusatzbeitrag kann jede 
Kasse selbst festlegen. Er liegt 
nach Angaben des Bundesminis-
teriums im Schnitt bei 1,7 Pro-
zent. Im Vorjahr waren es noch  
1,6 Prozent. Der allgemeine Bei-
tragssatz liegt bei 14,6 Prozent 
und ist gesetzlich auf dieser 
Höhe festgeschrieben. 

Die gesetzlichen Kassen ga-
ben vorläufigen Zahlen zufolge, 
die das Ministerium ebenfalls 
veröffentlichte, im vergangenen 
Jahr 306,2 Milliarden Euro aus. 
Das waren 14,4 Milliarden oder 
fünf Prozent mehr als im Vorjahr. 
Den Ausgaben standen Einnah-
men von 304,4 Milliarden Euro 
gegenüber. 

Als Gründe für die Ausga-
bensteigerungen nannte das 
Ministerium auch gesetzlich vorgeschriebene Zahlungen von 2,5 
Milliarden Euro aus den Finanzreserven der Kassen an den Gesund-
heitsfonds, die Geldsammel- und -verteilstelle der Krankenversiche-
rung. Zudem erhöhten sich die Ausgaben für Krankenhausbehand-
lungen um 6,1 Milliarden Euro. 

Deutliche Anstiege gab es darüber hinaus in anderen Leistungs-
bereichen – etwa bei Impfungen, bei der häuslichen Krankenpflege 
oder beim Krankengeld. Die endgültigen Finanzergebnisse werden 
für 2023 für Mitte Juni erwartet. veo / dpa 

Hälfte der Krankenkassen
erhöhte Zusatzbeiträge 

Deutliche Anstiege auf der Ausgabenseite im Jahr 2023

Etwa die Hälfte der gesetzlichen Krankenkassen hat zum Jah-
resbeginn die Beiträge angehoben, wie jetzt bekannt wurde. Dem-
nach erhöhten 45 Kassen zum 1. Januar den Zusatzbeitrag, 45 Kas-
sen ließen ihn unverändert, vier senkten ihn zum Jahreswechsel. 

Höhere Ausgaben gab es 2023 
auch bei Krankenhausbehand-
lungen. 
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Bezüge steigen um 4,57 Prozent

Rentenplus
zum 1. Juli

Die mehr als 21 Millionen 
Rentner*innen in Deutschland 
erhalten zum 1. Juli um 4,57 
Prozent steigende Bezüge – und 
zwar im Osten und im Westen des 
Landes gleichermaßen. Bei 1.000 
Euro Rente bedeutet das ein Plus 
von immerhin 45,70 Euro. 

Die Rentenanpassung beruht 
auf den jüngsten Daten des Sta-
tistischen Bundesamtes und der 
Deutschen Rentenversicherung.

„Es ist erfreulich, dass die Ren-
ten in diesem Jahr stärker als 
bisher angenommen steigen 
werden“, sagt SoVD-Vorsitzende 
Michaela Engelmeier. „So erhal-
ten Rentnerinnen und Rentner 
endlich etwas mehr finanziellen 
Spielraum, den sie in den ver-
gangenen Monaten und Jahren 
kaum hatten.“ 

Neben der Forderung eines 
Rentenniveaus bei 53 Prozent 
bleibe der SoVD deshalb auch 
bei seiner Forderung nach Zah-
lung einer Inflationsprämie: „Die 
Preise befinden sich auch nach 
Abklingen der Inflation auf ei-
nem extrem hohen Niveau, und 
viele Betroffene sind weiterhin 
von Altersarmut bedroht.“  veo

Kritik an der Krankenhausreform
Bisher erhalten Kliniken pro Behandlungsfall einen pauschalen Betrag. Diese sogenannten Fall-

pauschalen sollen im Zuge einer Reform sinken. Gleichzeitig sollen die Kranklenhäuser künftig das 
Vorhalten von Personal, einer Notaufnahme oder notwendiger Medizintechnik vergütet bekommen. 
Die SoVD-Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmeier begrüßte die Abkehr von den Fallpauschalen in 
der jetzigen Form, nahm zur Finanzierung der Kosten aber auch den Bund und die Länder in die Pflicht.

Mitte März wurde ein ers-
ter Referentenentwurf für die 
geplante Krankenhausreform 
öffentlich. Mit diesem will die 
Ampelkoalition dem Mangel  
an Personal begegnen und die 
Qualität der Versorgung ver-
besern. Planbare Operationen 
und spezialisierte Eingriffe 
will man hierfür auf größere 
Kliniken konzentrieren und 
gleichzeitig die wirtschaftliche 
Existenz kleiner Krankenhäu-
ser für die Grundversorgung 
absichern.

Neben der Absenkung von 
Fallpauschalen und der Ein-
führung einer Vorhaltevergü-
tung ist auch ein sogenannter 
Transformationsfonds vorgese-
hen. Dieser soll Krankenhäuser 
ab 2026 für insgesamt zehn 
Jahre bei Umstrukturierungen 
finanziell unterstützen. Bis 
zu 25 Milliarden Euro sollen 
hierfür aus Mitteln der gesetz-
lichen Krankenversicherung 
(GKV) kommen, weitere 25 
Milliarden vonseiten der Bun-
desländer beziehungsweise 
der Krankenhausträger. 

Aus Sicht des SoVD geht die 
geplante Reform grundsätzlich 
in die richtige Richtung. Man 
brauche in Deutschland eine 
flächendeckende, wohnortna-
he und qualitativ hochwertige 
Krankenhausversorgung. Die 
knappen finanziellen Mittel, 
so die Vorstandsvorsitzende 
Michaela Engelmeier, müssten 
hierfür wohlüberlegt und ge-

zielt eingesetzt werden. Wichtig 
sei, dass nicht nur die gesetz-
lich Versicherten für die Kosten 
aufkämen. Engelmeier kritisier-
te: „Es kann nicht sein, dass der 
Bundesanteil zur Finanzierung 
des Transformationsfonds al-
lein aus GKV-Beitragsmitteln 
erfolgen soll.“ Die Kranken-
hausreform komme schließlich 
allen Bürger*innen zugute. jos

SoVD fordert eine Finanzierung des notwendigen Umbaus aus Steuermitteln

Für den SoVD ist es unverzichtbar, dass eine gute Versorgung im 
Krankenhaus möglichst nah am jeweiligen Wohnort erfolgt.
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Jutta König, Yasmin Fahimi 
(DGB) und Michaela Engelmeier.

Protest am Equal Pay Day
Am 6. März, dem Tag der Entgeltgleichheit, beteiligte sich der SoVD in Berlin an einer Kundgebung 

des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB) am Brandenburger Tor: Die Lohnlücke zwischen den Ge-
schlechtern, der „Gender Pay Gap“, beträgt 18 Prozent – wie im Vorjahr. Das ändert sich nur sehr langsam.

Der internationale Aktionstag 
markiert die geschlechtsspezi-
fische Lohnlücke jedes Jahr per 
Datum. In Deutschland bleibt 
sie laut Statistischem Bundes-
amt bei 18 Prozent. Das ergibt 
den Termin: Nimmt man an, 
Männer und Frauen bekämen 
den gleichen Stundenlohn, 
und rechnet den statistischen 
Jahresverdienst in Tage um, ar-
beiten Frauen aktuell 66 Tage 
umsonst – also bis zum 6. März. 

„Höchste Zeit für equal pay!“ 
Unter dem Motto stand dies-
mal der Zusammenhang von 
Zeit und Geld im Fokus. Wie frei 
sind Frauen und Männer darin, 
wie sie ihre Zeit nutzen? Frau-
en arbeiten fast dreimal so oft 
in Teilzeit wie Männer. Das ist 
mitschuld am „Gender Pay Gap“. 
Gründe nennt SoVD-Vorstands-
vorsitzende Michaela Engel-
meier: „Frauen leisten deutlich 
mehr unbezahlte Sorgearbeit 
als Männer, kümmern sich um 
Familie, Kinder und Angehörige. 
Diese Ungleichheit zieht negati-
ve Folgen nach sich – finanziell 
und bei den Rentenansprüchen.“ 

Ein riesiges Verkehrsschild mit 
18 Prozent Gefälle symbolisierte 

das Problem. Dazu gab es klare 
Worte – von Yasmin Fahimi, DGB-
Vorsitzende, Lisa Paus, Bundes-
ministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend (Die Grünen), 
Leonie Gebers, Staatssekretärin 
im Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales, und Ferda Ataman, 
Bundesbeauftragte für Antidis-
kriminierung. Vom SoVD dabei 
waren neben Engelmeier unter 
anderem Bundesfrauenspreche-
rin Jutta König und Landesvor-
sitzende Ursula Engelen-Kefer. 

Der SoVD fordert gleichen 
Lohn für gleiche und gleich-
wertige Arbeit, Aufwertung von 
„Frauenberufen“, fair geteilte 
Sorgearbeit, Lohnersatz für Pfle-
gende und eine Steuerreform. 
„Es ist Zeit für Veränderung!“, so 
Engelmeier. Dazu gehöre auch, 
das Entgelttransparenzgesetz 
zu einem Lohngerechtigkeits-
gesetz weiterzuentwickeln. Mi-
nisterin Paus sagte das zu.  ele

Mehr zum Thema unter: www.
sovd.de/gleichstellungsmonat.

Höchste Zeit für gleiche Bezahlung: SoVD bei DGB-Aktion am Brandenburger Tor

18 Prozent Lohnlücke – der SoVD fordert wirksame Maßnahmen.

Antidiskriminierungsbeauftragte 
Ferda Ataman im SoVD-Gespräch. 

Ministerin Lisa Paus (Grüne) will 
für Lohngerechtigkeit sorgen.

alle Fotos: Wolfgang Borrs

Protestierten gemeinsam, v. li.: stellvertretende DGB-Vorsitzende Elke Hannack, Staatssekretärin Leo-
nie Gebers, Familienministerin Lisa Paus, SoVD-Landesvorsitzende Ursula Engelen-Kefer, SoVD-Bun-
desfrauensprecherin Jutta König, DGB-Vorsitzende Yasmin Fahimi, Antidiskriminierungsbeauftragte 
Ferda Ataman, SoVD-Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmeier und DGB-Vorstandsmitglied Anja Piel.

Bei 40 Prozent der geringer bezahlten Frauen liegt demnach der 
Verdienst um mindestens 30 Prozent niedriger als der der Männer. Bei 
34 Prozent der Frauen sind es bis zu 30 Prozent weniger Lohn. Nur 26 
Prozent der weiblichen Vollzeitbeschäftigten verdienen genauso viel 
wie oder mehr als Männer. 

Das Gefälle zeigt sich auch bei den durchschnittlichen Bruttover-
diensten je Stunde: Bundesweit lag 2023 der Durchschnittswert für 
Männer bei 26,63 Euro, für Frauen bei 22,54 Euro. Die Unterschiede re-
sultieren unter anderem daraus, dass für viele der oft von Frauen aus-
geübten Berufe niedrige Stundenlöhne gezahlt werden. Bei gleicher 
oder gleichwertiger Arbeit müss-
te nach EU-Regeln auch der Lohn 
identisch sein. Das soll die 2023 
vereinbarte EU-Entgelttranspa-
renzrichtlinie sicherstellen. 

Schlusslichter in Sachen glei-
cher Bezahlung sind Bayern und 
Baden-Württemberg: Der Anteil 
mit mindestens 30 Prozent gerin-
geren Entgelten liegt mit 45 Pro-
zent noch höher als der Bundes-
durchschnitt. Andersherum ist es 
in den östlichen Bundesländern. 
Die Angaben beziehen sich auf 
6,5 Millionen vollzeitbeschäftig-
te Frauen. Nicht erfasst wurden 
öffentliche Verwaltung, Vertei-
digung, Sozialversicherung und 
Betriebe mit weniger als zehn 
Beschäftigten. veo

Lohnlücke unverändert
Drei Viertel der Frauen verdienen weniger als Männer

Gleiche Einkommen für Männer und Frauen? Die aktuellen Zah-
len sind immer noch ernüchternd. Drei von vier Frauen in Vollzeit 
verdienen nach Angaben des Statistischen Bundesamtes weniger 
als Männer – und zwar teils sehr deutlich. 

Im gleichen Job müsste laut EU-
Regeln auch der Lohn gleich sein.

Foto: Firn / Adobe Stock

Private, unbezahlte Sorgearbeit ist ein Grund für den „Gender 
Pay Gap“, die geschlechtsspezifische Lohnlücke. Doch berufliche 
Sorgearbeit ist der Gesellschaft ebenfalls wenig wert: Es gibt 
auch einen „Care Pay Gap“ – noch eine Lücke, die zu schließen ist.  
17 Prozent geringer als in anderen Branchen ist der Verdienst in 
Berufen wie Kinderbetreuung, Kranken- und Altenpflege, Sozialar-
beit oder Sonderpädagogik. Das ergab die Studie „Vor dem Kollaps? 
Beschäftigung im sozialen Sektor“ vom Institut für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung (IAB) und 
Deutschen Roten Kreuz (DRK). 

Das bestätigt, was der SoVD 
längst kritisiert: Ungerechtigkeit 
und mangelnde Anerkennung. 
„Es ist eine Frage des Respekts, 
die Zwei-Klassen-Bezahlung für 
Beschäftigte im sozialen Bereich 
abzulehnen, denn sie sind das 
Rückgrat unserer Gesellschaft 
und müssen angemessen be-
zahlt werden!“, so Vorstandsvor-
sitzende Michaela Engelmeier.

Die Forschenden beleuchte-
ten auch die Arbeitsbedingun-
gen. Sie fanden unter anderem 
Nachteile bei den Arbeitszeiten; 
viele arbeiten in Teilzeit. Doch 
selbst in Vollzeit sind die Löhne 
kleiner als anderswo.  ele / dpa

Soziale Berufe sind 
schlechter bezahlt

„Care Pay Gap“ von 17 Prozent im Sorgebereich

Unterschiedliche Bezahlung zeigt sich auch je nach Branche:  
Beschäftigte im sozialen Sektor verdienen in Deutschland laut 
einer neuen Studie 17 Prozent weniger als in anderen Bereichen. 
Gerade in diesen Berufen arbeiten überproportional viele Frauen.

Wer sich um Menschen küm-
mert, erhält dafür wenig Geld.

Foto: Tyler Olson / Adobe Stock
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Die SoVD-Vorstandsvorsit-
zende Michaela Engelmeier traf 
sich Ende Februar mit der FDP-
Bundestagsabgeordneten Gyde 
Jensen im Sozialberatungszen-
trum Heide. Im vergangenen 
Sommer hatte Michaela Engel-
meier ihr bei einer TV-Debatte 
angeboten, gemeinsam eine 
Beratungsstelle des SoVD zu 
besuchen. 

Zusammen mit dem stell-
vertretenden Vorsitzenden 
des SoVD Schleswig-Holstein, 
Hans-Otto Umlandt, der Vor-
sitzenden des Kreisverbandes 

Treffen bei
der SoVD-
Sozialberatung

Im Gespräch 
mit der 
Klima-Allianz

Dithmarschen, Renate Eggers, 
und dem Heider Ortsverbands-
vorsitzenden Benjamin Ober-
mann gab es einen fruchtbaren 
Austausch unter anderem zu 
den Themen Bürgergeld, Ver-
mögenssteuer und Rente. 

gesellschaftliches Bündnis, das 
sich für eine sozial gerechte 
Klimapolitik engagiert. Daraus 
ergeben sich einige Verbindun-
gen zu den Zielen des SoVD.

Das Gespräch behandelte un-
ter anderem die Ausgestaltung 
der sozial-ökologischen Trans-
formation. Einigkeit bestand 
darin, dass diese enorm wichtig 
sei und Klimapolitik vor allem 
sozial gedacht werden müs-
se. Das bedeute, den ÖPNV zu 
stärken, mehr energetische Sa-
nierungen zu ermöglichen und 
Mieten nicht weiter ansteigen 
zu lassen. 

Das Gespräch fand in ange-
nehmer Atmosphäre statt und 
beide Organisationen verabre-
deten, auf der Arbeitsebene im 
Austausch zu bleiben. 

Michaela Engelmeier und 
Quentin Mönnich, Referent 
der Abteilung Sozialpolitik des 
SoVD, tauschten sich Mitte März 
mit Vertreterinnen der Klima-
Allianz aus. 

Die Klima-Allianz wurde 2007 
gegründet und versteht sich als 

SoVD im Gespräch

Michaela Engelmeier (li.) mit der FDP-Politikerin Gyde Jensen. Ge-
meinsam besuchten sie eine Beratungsstelle in Schleswig-Holstein. 

Behindertenausweis
für die ganze EU kommt

Mitgliedstaaten beschließen internationalen Beleg

Auf Reisen sind viele Menschen mit Behinderungen schon auf 
das Problem gestoßen: Ihr deutscher Schwerbehindertenausweis 
wird im Ausland teilweise nicht anerkannt. Die 27 Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union (EU) fanden nun eine gemeinsame Lösung.

Ermäßigter Eintritt, eine Be-
gleitperson oder den Assistenz-
hund mitnehmen, Parkplätze, 
barrierefreie Dienste der Bahn: 
Erleichterungen bieten viele 
EU-Staaten. Doch der deutsche 
Ausweis sichert keinen An-
spruch. Manchmal verweigert 
das Personal den Service – erst 
recht bei unsichtbaren Behin-
derungen. Dann erhält man 
Vergünstigungen und andere 
Nachteilsausgleiche nicht. 

Doch nun kommt die „Euro-
pean Disability Card“. Das Parla-
ment beschließt sie wohl noch 
vor der Wahl. Im Februar einigte 
es sich mit dem Rat nach einem 
Pilotprojekt, den Europäischen 
Behindertenausweis einzufüh-
ren. Die Abstimmung im April ist eher Formsache. Dann haben die 
Länder zweieinhalb Jahre, um die Richtlinie in nationales Recht um-
zusetzen, und dreieinhalb, bis sie die Ausweise ausgeben müssen. 

Ein starkes Signal für mehr Inklusion in Europa
Der SoVD hatte sich für die Idee eingesetzt. „Ein starkes Signal 

für Inklusion!“, freut sich Anieke Fimmen, SoVD-Referentin für Be-
hindertenpolitik. Schließlich ist Freizügigkeit innerhalb der EU ein 
Recht all ihrer Bürger*innen. Etwa 87 Millionen davon haben eine 
Behinderung; in Deutschland profitieren 7,8 Millionen mit aner-
kannter Schwerbehinderung. Der EU-Ausweis gilt aber nur für Kurz-
aufenthalte bis drei Monate. „Da hätten wir uns mehr gewünscht als 
einen Touristikausweis“, so Fimmen. „Auch Menschen mit Behinde-
rungen wollen überall leben, arbeiten und studieren können.“ Dafür 
muss man den nationalen Ausweis im jeweiligen Land beantragen. 

Beim Parken gibt es schon einen EU-Ausweis, der verbessert 
wird. Die neue Karte aber belegt den Status „schwerbehindert“. 
Zu welchen Erleichterungen sie berechtigt, richtet sich nach den 
Regeln im Reiseland. Da für Details überall andere Kriterien gelten, 
gibt es sie zusätzlich zum deutschen Schwerbehindertenausweis; 
nur er zeigt den Grad der Behinderung und Merkzeichen. Aber im 
EU-Ausweis kann man ein A für „Assistenz“ eintragen lassen.  ele

Museen geben mit Schwerbehin-
derung oft Sonderkonditionen.

Foto: JackF / Adobe Stock

Forderungen zur Europawahl
Am 9. Juni sind Wahlen zum Europäischen Parlament. Das trifft Entscheidungen, die alle Menschen 

in der EU betreffen. Dabei dürfen soziale Belange nicht ins Hintertreffen geraten – auch mit Blick auf 
Krisen und Ungleichheiten. Darum veröffentlicht der SoVD zur Wahl ein Papier mit zwölf Forderungen.

Krisen hatte die EU zuletzt 
genug zu bewältigen: Corona-
Pandemie, Energiekrise und 
Inflation, Auseinandersetzun-
gen um Migrationspolitik und 
Rechtsstaatlichkeit. Auch Ar-
beitslosigkeit und Fachkräfte-
mangel sind Probleme, die die 
Mitgliedstaaten europäisch lö-
sen müssen. Dazu kommt der 
Klimawandel. Er verstärkt sozi-
ale Ungleichheit, und nicht so-
zial gedachte Schutzmaßnah-
men lösen Existenzängste aus.

Sozialpolitisch etwas getan 
hat sich seit der letzten Wahl 
vor fünf Jahren aber durchaus. 
Die „Europäische Säule Sozialer 
Rechte“ kam voran, etwa mit der 
EU-Mindestlohnrichtlinie. Auch 
der neue EU-Schwerbehinder-
tenausweis ist ein gutes Beispiel. 

Der SoVD ist überzeugt, dass 
die EU Herausforderungen wei-
terhin nur gemeinsam bewälti-
gen kann. Seine Vision ist ein so-
ziales, friedliches, solidarisches 
und demokratisches Europa, in 
dem alle zusammenhalten und 
das niemanden zurücklässt. 

Daher fordert der Verband:
1. (Junge) EU-Bürger*innen 

besser beteiligen: Erstmals dür-
fen 16-Jährige wählen. Doch 
EU-Politik muss generell greif-
barer und transparenter werden.

2. EU-Mindeststandards aus-
bauen – vor allem bei der so-
zialen Sicherung, etwa gegen 
Armut oder Arbeitslosigkeit. 

3. Finanzierung für Soziales 
sicherstellen: Solidarität darf 
nicht an Grenzen enden. Unter 
anderem ist der Europäische 
Sozialfonds Plus zu verlängern. 

4. Europäische Steuergerech-
tigkeit herstellen: Schlupflöcher 
für Konzerne schließen, Über-
gewinnsteuer und EU-Finanz-
transaktionssteuer einführen.

5. Arbeitslosigkeit effektiv 
bekämpfen und gute Arbeits-
bedingungen für alle schaffen.

6. Fachkräfte sichern – Frei-
zügigkeit und Mobilität fördern.

7. Regelaltersgrenze bei der 
Rente nicht an die Lebenserwar-
tung koppeln: Alterssicherung 
darf sich nicht verschlechtern.

8. Arzneimittelpreise ange-
messen gestalten und Liefer-
engpässe verhindern.

9. Inklusion über Grenzen hin-
weg verwirklichen: durch Barri-
erefreiheit überall.

10. Gewalt gegen Frauen ver-
hindern: Neben der EU-Richtlinie 
muss die Istanbul-Konvention 
greifen. Bei Geschlechtsverkehr 
muss gelten: „Nur Ja heißt Ja!“

11. Klima- und Umweltschutz 
sozial gerecht gestalten: Folgen 
bei Ärmeren abfedern, damit 
alle ökologisch leben können. 

12. Menschenrecht auf Asyl 
vollumfänglich gewährleisten: 
zusammenhalten, Geflüchtete 
fair verteilen und integrieren, 
Fluchtursachen bekämpfen.  ele

SoVD tritt für ein soziales, friedliches, solidarisches und demokratisches Europa ein

Probleme sind lösbar, wenn Länder und Menschen zusammenhalten.
Foto: DisobeyArt / Adobe Stock

Das detaillierte Papier „Für ein 
soziales Europa“ gibt es bald auf: 
www.sovd.de/europawahl2024.
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„Altenpflege – Kämpfen statt 
Kündigen“, Schlütersche Fach-
medien, ISBN: 978-3-8426-
0903-7, 34 Euro, erhältlich ab 
dem 24. April.

Ihren Weg in die Pflege fand 
Andrea Würtz bereits im Alter 
von 13 Jahren. Als Angehörige 
kümmerte sie sich zu dieser Zeit 
um ihre krebskranke Mutter. 
Später wurde sie Kinderkranken-
schwester, ging in die Intensiv-
pflege, war unter anderem auch 
Pflegedienstleitung. Als Mitar-
beiterin des Gesundheitsamtes 
führte sie Anfang 2020 in einer 
Seniorenresidenz in Schliersee 
Reihentestungen nach einem 
Corona-Ausbruch durch. Was sie 
dabei erlebte, lässt sie bis heute 
nicht mehr los.

Das, was Andrea Würtz in 
Schliersee vorfand, beschreibt 
sie als „unerträglich, unmensch-
lich und menschenverachtend“. 
Entsprechend klare Worte fand 

___Berichte über Personalnot 
und Missstände in der Pflege 
gibt es immer wieder. Haben wir 
uns alle schon daran gewöhnt?

Würtz: Ich erhalte viele Zu-
schriften, die alle das gleiche 
Bild zeigen. In der Pflege herr-
schen Angst, Überforderung und 
Resignation vor. Viele haben das 
Gefühl, alleine nichts ändern zu 
können. Man muss sich das mal 
vorstellen: In Schliersee besteht 
der Verdacht, dass Pflegebedürf-
tige verhungert und verdurstet 
sind, und es gab immer noch 
Menschen, die dort gearbeitet 
haben. Wie ist so etwas möglich?

Klamke: Besonders erschre-
ckend finde ich es, wenn selbst 
Angehörige resignieren. Ich habe 
aktuell das Beispiel einer Dame 
in einer Altenpflegeeinrichtung 
vor Augen, die dort nach einer 
ausbleibenden Wundbehandlung 
an einer Sepsis verstarb. Sicher-
lich war die Frau schon älter und 
multimorbide, trotzdem hätte es 
nicht so weit kommen müssen. 
Wenn aber selbst deren Sohn das 
schulterzuckend akzeptiert, dann 
muss doch etwas passieren!

___Haben Sie eine Erklärung 
für dieses Phänomen? 

Würtz: Ich glaube, dass ein ho-
her Grad der Resignation für die 
Angehörigen daraus entsteht, dass 

sie auch in ihren Berichten und 
Dokumentationen. Als die Heim-
schließung ausblieb und eine 
weitere Heimbewohnerin nach 
Gewalteinwirkung durch einen 
anderen Bewohner starb, ent-
schied sich Würtz für den Weg 
an die Öffentlichkeit. Sie mach-
te anonym auf die desaströse 
Lage in dem Heim aufmerksam. 
Die Pflegefachfrau wurde zur 
„Whistleblowerin“.

Dass mehrere Berufsgruppen 
damals sowohl relativierten als 
auch wegschauten – und da-
durch die Gefahr für das Leben 
der Bewohner*innen in Kauf 
nahmen, findet Andrea Würtz 
besonders schlimm. Auch bei 
Kontrollen durch die Heimauf-
sicht halfen die Beschäftigten 

sie versuchen, sich mitzuteilen, 
aber eine anhaltende Soforthilfe 
bleibt aus. Staatliche Kontrollins-
tanzen sollen gleichzeitig beraten 
und sanktionieren. Das funktio-
niert nicht. Auch die Pflegeversi-
cherung kann in der derzeitigen 
Form keine pflegefachliche Ver-
sorgung darstellen, weil sie noch 
immer nicht zwischen Laien- und 
Fachpflege unterscheidet. Es ist 
auch ein gesellschaftliches Pro-
blem, solange der Grundtenor 
bleibt, dass jeder in der Pflege ar-
beiten kann. Wir müssen uns also 
fragen, welche Art der Pflege wir 
wollen.

___Ist nicht der Zugang zu 
Pflege an sich das Problem?

Würtz: Trotz des Wissens über 
den demografischen Wandel ha-
ben wir zu wenig Pflegeplätze, so-

der Einrichtung in Schliersee 
dabei, die Folgen der mangel-
haften Pflege zu vertuschen. 
Würtz spricht daher von einem 
Systemversagen.

Es ist kein Geheimnis, dass 
sich Einrichtungen im Vorfeld 
auf die Besuche der Heimauf-
sicht vorbereiten und Pflege-
kräfte Dokumentationen gege-
benenfalls „überarbeiten“. Wie 
weit in die Gesellschaft hinein 
das Schweigen über Missstände 
reicht, wurde Andrea Würtz be-
wusst, nachdem sie sich in Inter-
views zu erkennen gegeben hat-
te. Seitdem erhielt sie zahlreiche 
Zuschriften und wurde auf der 
Straße angesprochen. Mit Blick 
auf das Heim in Schliersee sag-
te ein Angehöriger zu ihr: „Ach, 

wohl im ambulanten als auch im 
stationären oder teilstationären 
Bereich. Private Beteiligungsge-
sellschaften, sogenannte Private-
Equity-Unternehmen, kaufen und 
verkaufen Pflegeheime und erzie-
len eine gute Rendite. Wir vernach-
lässigen dabei aber massiv den 
Schutz der vulnerablen Gruppen. 
Das betrifft die Einschränkung 
von Grundrechten ebenso wie die 
Verletzung von Menschenrechten. 
Und das wird leider viel zu oft ein-
fach hingenommen.

Klamke: Das kann ich leider be-
stätigen. Wir bekommen hin und 
wieder Zugänge aus Einrichtun-
gen der Altenpflege. Und da gibt 
es Fälle, die ich als Pflegefachkraft 
kaum ertragen kann.

___Warum reagieren denn die 
politisch Verantwortlichen nicht 
darauf?

Würtz: Ich habe mehrfach im 
Bayerischen Landtag gesessen, 
Vorträge gehalten und Fakten 
präsentiert. Immer wieder wird 
das Argument der bedauerlichen 
Einzelfälle angebracht. Wann hö-
ren wir damit auf, uns etwas vor-
zumachen? Und wann machen wir 
uns bewusst, dass es wohl eher 
eine Vielzahl von bedauerlichen 
Einzelfällen ist, die immer wieder 
zum gleichen Ergebnis führt? Wir 
sind Teil dieses Systemversagens, 

meine Tante ist da schon vor 15 
Jahren verdurstet.“

Heute setzt die Pflegefach-
kraft alles daran, ihren eigenen 
Berufsstand wachzurütteln und 
haltlose Zustände nicht hin-

und es müssen mehrere Beteilig-
te daran etwas ändern. Das fängt 
bei der Pflege an, die endlich mal 
geschlossen aufstehen und die 
Wahrheit sagen muss.

___Das System nimmt also 
auch schlechte Pflege in Kauf?

Würtz: Sie müssen sich ja nur 
den Cartoon zur Inspektion der 
Imbissbude anschauen. Wenn da 
die Maden über den Tisch krab-
beln, dann ist die Bude sofort zu. 
Da gibt es keine Kompromisse. 
Das sieht bei vielen Heimen mit 
wirklich schweren Mängeln ganz 

Vor vier Jahren deckte eine Pflegefachkraft unfassbare Zustände in einem Seniorenheim auf. Im ober-
bayerischen Schliersee hatte das gesamte Personal über gravierende Missstände geschwiegen und sie 
dadurch mitgetragen. Bis heute ermittelt die Staatsanwaltschaft in 17 Todesfällen und 88 Fällen von 
Körperverletzung. Seither steht dieses Heim für einen Pflegeskandal. Ein Einzelfall ist es nicht. 

Andrea Würtz deckte 2020 die menschenunwürdigen Verhältnisse in einer Seniorenresidenz auf. Bastian Klamke arbeitet seit 25 Jahren 
auf einer interdisziplinären Intensivstation als Krankenpfleger. Gemeinsam haben die beiden ein Buch geschrieben, das sich gleichermaßen 
an Pflegekräfte wie an Angehörige, Politiker*innen und Akteur*innen des Gesundheitswesens richtet. Warum Missstände in der Altenpflege 
eben kein Einzelfall sind und inwieweit alle Beteiligten daran etwas ändern können, darüber sprachen die beiden mit der SoVD-Zeitung.

Probleme in der Altenpflege gehen uns alle an

„Wir müssen die Missstände klar benennen“

Unter den zunehmend schwierigen Bedingungen leiden letztlich die pflegebedürftigen Menschen

Mit zweierlei Maß: Anders als bei einer Lebensmittelkontrolle 
kündigt die staatliche Heimaufsicht Besuche oftmals vorher an.

zunehmen. Denn selbst ange-
sichts schwieriger Arbeitsbe-
dingungen, so Würtz, dürfe es 
auf keinen Fall zu einer Gefähr-
dung von anvertrauten Men-
schen kommen. jos

anders aus. Oder nehmen Sie 
Spielereien im Bereich Private 
Equity, etwa mit der Gründung 
von Unterfirmen. Wenn eine neue 
GmbH als Heimbetreiber einge-
setzt wird, werden alle vorherigen 
Beschwerden oder Mängel in den 
Prüfberichten der Heimaufsicht 
auf Null gesetzt. Es sind aber die 
gleichen Bewohner und das glei-
che Personal. Wie wollen Sie das 
denn den Angehörigen oder den 
geschädigten Pflegebedürftigen 
erklären? Das meine ich mit Sys-
temversagen. Deshalb müssen wir 
die Wirklichkeit klar aufzeigen. 
damit der Handlungsdruck auf 
die Entscheider steigt. Das wol-
len wir erreichen. Und das ist im 
übergeordneten Sinn auch unsere 
Aufgabe als Pflegefachpersonen.

Sie haben Fragen an Andrea 
Würtz oder Bastian Klamke? 
Dann schreiben Sie eine E-Mail 
an: info@careforchange.de.

 Interview: Joachim Schöne

Andrea Würtz

Bastian Klamke

Interview

Cartoon: Bastian Klamke
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Mehr Berechtigte für BAföG
Studierende sind von steigenden Lebenshaltungskosten besonders betroffen. Mehr BAföG erhalten 

sie vorerst trotzdem nicht. Wie das Kabinett beschloss, soll der Kreis der Anspruchsberechtigten zwar 
größer werden, die Sätze sollen jedoch konstant bleiben. 

Das Bundeskabinett hat An-
fang März die BAföG-Reform 
auf den Weg gebracht. Künftig 
sollen mehr Studierende die 
Ausbildungsförderung erhalten 
können, da vorgesehen ist, die 
Einkommensfreibeträge um 
fünf Prozent anzuheben. 

Der Kreis der Anspruchsbe-
rechtigten wird also wachsen, 
der ausgezahlte BAföG-Satz 
steigt jedoch nicht. Aktuell sind 
Beträge von maximal 452 Euro 
Grundbedarf plus 360 Euro für 
die Unterkunft vorgesehen. 
Möglich sind zudem weitere 
Zuschläge für die Kranken- und 
Pflegeversicherung, wenn Stu-
dierende nicht mehr bei den 
Eltern mitversichert sind. 

Der SoVD kritisiert, dass diese 
Summen nicht ausreichen, um 
während des Studiums den Le-
bensunterhalt zu decken. 

„Der Grundbedarf von 452 
Euro unterschreitet angesichts 
der extremen Preissprünge der 
letzten Jahre das Existenzmini-
mum. Außerdem deckt die Kos-
tenpauschale für die Unterkunft 

in Höhe von 360 Euro an vielen 
Orten nicht einmal die Miete 
eines WG-Zimmers ab“, kritisiert 
die SoVD-Vorstandsvorsitzende 
Michaela Engelmeier. 

Für unter 25-jährige 
Studienanfänger*innen, die 
im Bürgergeldbezug sind oder 
deren Familien staatliche Leis-
tungen wie Wohngeld oder den 

Kinderzuschlag erhalten, soll 
es ab dem nächsten Winterse-
mester eine Studienstarthilfe 
von 1.000 Euro geben. Für die-
se gibt es einen Online-Antrag, 
das Geld muss nicht zurückge-
zahlt werden und zählt bei der 
Beantragung anderer Leistun-
gen nicht als Einkommen, auch 
nicht beim BAföG.  str / dpa

BAföG-Reform ohne Erhöhung der Sätze – neue „Studienstarthilfe“ von 1.000 Euro

360 Euro sind im BAföG-Satz für die Kosten der Unterkunft vorge-
sehen. Dafür ein WG-Zimmer zu finden, ist vielerorts unmöglich. 

Foto: kustvideo / Adobe Stock

Als Folge der Zinswende sind 
auch die Zinsen für einen Stu-
dienkredit bei der staatlichen 
KfW-Bank drastisch gestiegen. 

Der Zinssatz liegt derzeit 
bei über 9 Prozent, im Oktober 
2021 waren es dagegen ledig-
lich 3,76 Prozent. In der Folge 
müssen Kreditnehmende nach 
ihrem Abschluss eine große 
Summe aufbringen, um ihren 
Kredit zurückzuzahlen. 

Die durchschnittliche Zins-
zahlung pro Kredit lag dem-
nach im Februar 2024 bei 85,74 
Euro und damit gut 41 Prozent 
über dem Vorjahresmonat 
(60,70 Euro). Das am höchs-
ten verschuldete Zehntel der 
Kreditnehmer*innen zahlte in 
diesem Februar durchschnitt-
lich 224,87 Euro Zinsen pro Darlehen, im entsprechenden Vorjah-
resmonat lag der Wert bei 158,07 Euro.

Ein KfW-Kredit beträgt maximal 650 Euro pro Monat für höchs-
tens 14 Semester. 18 Monate nach der letzten Zahlung beginnt die 
bis zu 25 Jahre andauernde Rückzahlungsphase.  str / dpa

Teure Rückzahlungen 
für Studienkredite 

Höhere Zinsen auch bei Studiendarlehen

Für viele Studierende ist ein Studienkredit der Kreditanstalt für 
Wiederaufbau (KfW) eine Alternative zum BAföG. Doch in den ver-
gangenen beiden Jahren sind die Zinsen rapide gestiegen – und da-
mit auch die Zahlungsverpflichtungen für Studienabsolvent*innen, 
die nach der Uni mit der Rückzahlung beginnen.  

Mit dem Berufseinstieg müssen 
Kredite zurückgezahlt werden. 

Foto: Delmaine Donson/
peopleimages.com / Adobe Stock

Immer mehr barrierefreie 
ICEs und Intercitys sollen da-
zukommen. Über die Pläne des 
bundeseigenen Bahnkonzerns 
informierte das Bundesministe-
rium für Digitales und Verkehr. 

Bis 2025 sollen rund die 
Hälfte, bis 2030 mindestens 
zwei Drittel der Züge mit „fahr-
zeuggebundenen Einstiegshil-
fen oder einem niveaugleichen 
Einstieg“ ausgestattet sein. So 
könnten Menschen mit Gehbe-
hinderungen selbstständig und 
spontan ein- und aussteigen, 
ohne vorher Unterstützung be-
stellen zu müssen. 2023 halfen 
Servicekräfte 594.000-mal.

Der neue „ICE L“ habe auch 
innen fast keine Hindernisse. 
Generell seien alle neuen Züge 
barrierefrei. Das umfasse tastbare Sitzplatznummern, Haltegriffe, 
Deckenmonitore, große Gepäckregale am Boden, akustische Tür-
finder und verstellbare Tische in Rollstuhlbereichen. 

Die Staatenprüfung zur UN-Behindertenrechtskonvention ergab, 
bei der Mobilität müsse Deutschland noch mehr tun. Das betrifft 
aber ebenso Bahnhöfe. Barrierefreiheit muss flächendeckend sein, 
auch damit alle klimafreundlich reisen können. Dafür engagiert sich 
der SoVD im „Bündnis sozialverträgliche Mobilitätswende“.  ele / dpa

Neuer ICE-Typ ist  
komplett barrierefrei

Mobilität für alle soll 2025 vorankommen

Reisen kann zum Beispiel im Rollstuhl oder mit Rollator schwie-
rig werden. Jeder fünfte Bahnhof in Deutschland ist immer noch 
nicht barrierefrei; das ergab eine aktuelle, externe Studie. Und auch 
bei den Zügen gibt es Hürden. Dies aber soll sich laut Bahn bessern.

Bahnfahren geht im Rollstuhl 
bisher oft nur mit Assistenz.

Foto: Wolfgang Bellwinkel /  
DGUV / gesellschaftsbilder

Banking ohne Hindernisse
Barrierefreiheit ist auch bei Bankgeschäften noch nicht überall gegeben. Dabei sind die Räum-

lichkeiten einer Bankfiliale nur die eine Seite. Auf Menschen mit Behinderungen warten auch oft 
Hürden, wenn sie beispielsweise Terminals („Bankomaten“) oder das Online-Banking nutzen wollen.

Blinde und stark sehbehin-
derte Menschen etwa bekom-
men ein Problem, wenn Website 
oder App ihrer Bank nicht bar-
rierefrei programmiert sind. So 
erkennt die Lesesoftware viele 
unbeschriftete Bedienelemente 
nicht. Dann geht Online-Ban-
king statt eigenständig oft nur 
mit einer sehenden Assistenz.

Ab 2025 alles barrierefrei?
Dienste und digitale Angebo-

te öffentlicher Stellen müssen 
schon barrierefrei sein. Die Pri-
vatwirtschaft soll nachziehen. 
Das Barrierefreiheitsstärkungs-
gesetz besagt: Produkte und 
Dienstleistungen, die nach dem 
28. Juni 2025 in Umlauf kom-
men oder anfallen, müssen für 
alle zugänglich sein. Das gilt für 
Online-Handel, Hard- und Soft-
ware, überregionalen Personen-
verkehr – und Bankgeschäfte. 

Am Stichtag barrierefrei sein 
muss aber nur Neues. Bestehen-
de Dienste müssen die Banken 
ab dann erst barrierefrei ma-
chen und haben dafür bis 2029 
Zeit. Für Geldautomaten reicht 
sogar 2040 – sehr lange Fristen.

Digitale Helferlein
Bis dahin gibt es Hilfsmittel. 

Mit einer Gehbehinderung ist  
etwa „Wheelmap“ nützlich, eine 
Karte für rollstuhlgerechte Orte. 
Auch Banken und Terminals kann 
man finden, bewerten oder ein-
tragen: online auf wheelmap.org 
oder als kostenfreie Handy-App 
für Android, iOS und Windows. 

Einige Banken haben auf ih-
ren Webseiten zudem eigene 

Karten mit ihren rollstuhlge-
rechten Filialen und Automaten. 
Und auch Einträge bei „Google 
Maps“ verzeichnen unter „Infos“ 
teils die Barrierefreiheit.

Beim Online-Banking hilft 
Blinden die App „Banking4“. Sie 
verwaltet mehrere Banken und 
Konten, liest Bildschirminhalte 
vor und kostet etwa zehn Euro 
für alle Betriebssysteme; man-
che Banken erstatten das. ele

Hilfsmittel für Menschen mit Behinderungen beim Regeln ihrer Finanzen

Bis endlich jede Filiale, jeder Automat, jede Website und jede App  
von Banken barrierefrei sind, helfen Verzeichnisse und anderes.

Foto: Manuel / Adobe Stock
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Aktuelles Urteil

Der Bundesgerichtshof über-
prüft auch die Entscheidungen 
untergeordneter Gerichte.

Foto: nmann77 / Adobe Stock

Sandra Stelzner-Mürköster

Das Buch „Zurück ins Leben 
finden“ von Sandra Stelzner-
Mürköster ist im Gütersloher 
Verlagshaus erschienen, ISBN: 
978-3-579-07489-4, 20 Euro.

Sandra Stelzner-Mürköster 
war 30 Jahre alt, als ihr Mann 
plötzlich und völlig unerwartet 
an einem Herzinfarkt starb. Mit 
ihrem sechs Monate alten Sohn 
befand sich die Lehrerin da-
mals in Elternzeit. Sie schildert, 
wie sich ihr Leben von jetzt auf 
gleich veränderte: „Mein Mann 
und ich hatten uns an diesem 
Tag beiläufig verabschiedet, in 
dem Glauben, dass wir uns ja 
kurze Zeit später wiedersehen 
würden. Tatsächlich ist er dann 
aber nie wieder nach Hause ge-
kommen.“ 

Von einem Tag auf den ande-
ren wurde die junge Frau nicht 
nur zur Witwe, sondern auch 
zur alleinerziehenden Mutter. 
Für die Bewältigung des All-
tags war sie nun 
komplett allein 
verantwortlich. 
Zeit, sich mit ihrer 
Trauer und ihren 
Gefühlen auseinanderzusetzen, 
hatte sie kaum. Eine Zeit lang 
ging das gut. Doch nach ein paar 
Jahren, sagt sie rückblickend, sei 
sie schlicht am Ende gewesen. 

Hilfe suchte Stelzner-Mür-
köster zunächst in psychothe-
rapeutischen Praxen. Doch dort 
verwies man sie auf Wartelisten 
von mehreren Monaten. Also 
habe sie versucht, in Büchern 
irgendeine Antwort darauf zu 

finden, wie das mit dem Trau-
ern nun eigentlich gehe. Was ihr 
damals fehlte, kann sie heute 
sehr gut formulieren: „Ich habe 
mir eine Begleitung im Alltag 
gewünscht, die mir auch zeigt, 
wie ich mit mir achtsam umge-

he und trotzdem 
Sachen schaf-
fe, die eben so 
zu regeln sind, 
wenn ein ge-

liebter Mensch stirbt.“
Ihre eigene Erfahrung nutze 

Sandra Stelzner-Mürköster vor 
einigen Jahren dann für einen 
beruflichen Neubeginn. Als Ex-
pertin und Mentorin für Trauer 
begleitet sie seither Menschen, 
die einen Verlust in ihrem per-
sönlichen Umfeld bewältigen 
müssen. Ihnen versucht sie vor 
allem Sicherheit und Rückhalt 
zu geben. Die Schnittmengen 

zu ihrem eigenen Schicksal sind 
unübersehbar: „Die Menschen, 
die zu mir kommen, merken, 
dass sie mit bestimmten Situati-
onen nicht zurechtkommen. Sie 
spüren nicht mehr, wer sie sind 
und was sie ausmacht.“ 

Als Trauerbegleiterin ist sie 
bemüht, dieses Gleichgewicht 
wiederherzustellen. Hierfür 
nutzt sie Meditation und setzt 
auf das Unterbewusstsein. Ihre 
Klient*innen versorgt Stelzner-
Mürköster mit hilfreichen An-
leitungen und Übungen für den 
Alltag. Darüber hinaus können 
die Trauernden jederzeit Kon-
takt zu ihr aufnehmen, schließ-
lich solle sich 
niemand allein 
gelassen fühlen. 
Um langfristig 
eine Resilienz 
aufzubauen, so die Mentorin, 
habe sich dieses System be-
währt: „So kommen wir immer 
besser in die Lage, den Stürmen 
des Lebens zu trotzen. Und das 
ist aus meiner Sicht die große 
Chance in der Trauerarbeit.“ 

Es ist einer der großen Wider-
sprüche in unserer Gesellschaft: 
Der Tod ist unabwendbar und 
Teil unserer Existenz – dennoch 
gehen wir dieser Tatsache gerne 
aus dem Weg und versuchen, das 
Thema Sterben zu ignorieren.  
Auch Sandra Stelzner-Mürkös-

ter stößt bei ihrer Arbeit oft auf 
Berührungsängste. Sie erlebt es 
leider immer wieder, dass sich 
das persönliche Umfeld von 

Hinterbliebe-
nen verändert 
und diese nach 
einem Todes-
fall plötzlich 

von anderen gemieden werden. 
Meist, so vermutet die Expertin 
für Trauer, geschehe dies auch 
Unsicherheit, die richtigen Wor-
te für derart schwere Gefühle zu 
finden. Für sie steht allerdings 
fest, dass bei dieser Tabuisie-
rung noch etwas anderes eine 
Rolle spielt: „Wenn es um das 
Sterben geht, dann werden wir 
Menschen mit 
einer Realität 
konfrontier t , 
die wir nicht 
haben möch-
ten. Das heißt, ich verdränge 
das Thema und lasse es erst gar 
nicht in mein Leben rein. Dann 
kann es mich auch nicht bedro-
hen.“ 

Für Stelzner-Mürköster ist 
die Trauer so individuell, wie es 
die Menschen selbst sind. Da-
bei spielt es für sie auch keine 
Rolle, in welcher Lebensphase 
der Tod eintritt: „Wenn man sehr 
lange zusammengelebt hat und 
der andere Mensch stirbt, dann 
ist das für die Hinterbliebenen 
in jedem Fall dramatisch. Die 
Tiefe ihres Schmerzes ist nicht 
mit dem Alter der verstorbenen 
Person zu ermessen.“ 

Wie aber wappnet man sich 
möglichst schon im Vorfeld – 
kann man das überhaupt? Der 
Schlüssel, so die Trauerexpertin, 
liege in mehr Offenheit. Man 
dürfe Gesprächen über den Tod 
und über den Abschied nicht aus 
dem Weg gehen und solle sich 
die Sachen sagen, die einem 
wichtig sind. Die Hauptsache 
sei es dabei, sich immer wieder 
vor Augen zu führen, wie man in 
Liebe miteinander verbunden 
sei und was die andere Person 
einem bedeute. Das, so Sandra 

Wenn ein geliebter Menschen stirbt, dann erscheint es den Hinterbliebenen unvorstellbar, dass ihr 
Schmerz über diesen Verlust jemals besser werden könnte. Auch Sandra Stelzner-Mürköster musste 
diese Erfahrung machen und sich der Veränderung in ihrem Leben stellen. Als Mentorin begleitet 
sie heute andere Menschen auf ihrem individuellen Weg durch Trauer und Schmerz. Wer diesen Weg 
annimmt und sich dem Verlust stellt, so ihre Überzeugung, kann wieder echte Lebensfreude spüren.

In der Trauer dem Sturm des Lebens trotzen
Sandra Stelzner-Mürköster verlor selbst ihren Ehemann – heute hilft sie anderen dabei, Abschied zu nehmen

Um den Tod eines nahestehenden Menschen zu bewältigen, sollte 
man sich die Trauer zugestehen und den Verlust annehmen.

Foto: Aliaksei Lasevich / Adobe Stock

Stelzner-Mürköster, sei letztlich 
die Funktion von Trauer: „Trauer 
bedeutet, einen Verlust einzu-
ordnen, ihn anzunehmen und 
zu verarbeiten. Hierfür muss ich 
mir vor allem darüber bewusst 
werden, welchen Stellenwert 
der Mensch, der mir vorausge-
gangen ist, in meinem Leben 
eingenommen hat.“

Aus eigener Erfahrung weiß 
die Mentorin jedoch, dass ein 
Verlust manchmal kaum aus-
zuhalten ist. Sie hat es selbst 
erlebt, dass Trauer in Wellen 
kommt: „Man denkt: ‚Jetzt habe 
ich es geschafft!’ und dann 
kommt doch wieder ein Moment, 
wo es einen komplett überrollt, 

wo man nicht 
mehr kann. 
Man muss ler-
nen, mit diesen 
S i t u a t i o n e n 

selbstständig umzugehen.“ 
Was den Schmerz angeht, er-

klärt Sandra Stelzner-Mürköster, 
heile die Zeit vielleicht nicht alle 
Wunden, sei aber eine wertvolle 
Begleiterin: „Der Schmerz verän-
dert sich und man kann lernen, 
das Leben anzunehmen und es 
auch wieder schön zu finden. 
Das Vermissen der Person, die 
man geliebt hat, das bleibt. Nur, 
es bestimmt nicht mehr kom-
plett das eigene Leben.“

 Joachim SchöneDer Bundesgerichtshof (BGH) 
hat die Rechte zu betreuender 
Menschen gestärkt. Wünscht 
ein erwachsener Mensch aus 
freien Stücken, dass eine be-
stimmte Person als Betreuung 
eingesetzt wird und eine an-
dere eben nicht, dann sei dies 
demnach auch dann zu respek-
tieren, wenn die Fortführung 
der bestehenden Betreuung ob-
jektiv vorteilhaft wäre. In einem 
solchen Fall sei die Einrichtung 
oder Erweiterung der Betreu-
ung ausgeschlossen, heißt es 
in einem in Karlsruhe veröffent-
lichten Beschluss.

In dem Fall ging es um eine 
Frau mit Asperger-Syndrom, 
einer Form von Autismus. Seit 

2014 hat sie den Angaben nach 
eine rechtliche Betreuung, un-
ter anderem für Finanz- und 
Versicherungsfragen. Diese 
sollte sich nach Entscheidun-
gen der Vorinstanzen jetzt um 
den Aufgabenkreis der Ge-
sundheitssorge erweitern. 

Aus Sicht des BGH wider-
sprach dies jedoch dem freien 
Willen der Frau. Denn diese 
habe die Erweiterung des Auf-
gabenkreises ihrer Betreuung 
an die Bedingung geknüpft, 
dass hierfür ihre Mutter als 
Betreuerin bestellt werde. Der 
BGH hob daher das Urteil des 
Landgerichtes Ravensburg auf 
und verwies die Sache zurück 
(Az.: XII ZB 217/23).  jos / dpa

Freie Wahl der Betreuung
Manchmal brauchen Menschen aus gesundheitlichen Gründen Hilfe und sind auf eine Betreuung 

angewiesen. Bei deren Auswahl haben sie ein Mitspracherecht. Und das gilt laut Bundesgerichtshof 
(BGH) auch für den Fall, dass der eigene Wunsch aus Sicht Dritter nicht der beste Weg ist.

Ich habe mir eine 
Begleitung im Alltag 

gewünscht

Trauer bedeutet, einen 
Verlust einzuordnen 
und ihn anzunehmen

Der Tod ist 
unabwendbar und Teil 

unserer Existenz
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www.sovd.de/europawahl2024

Foto: Thaut Images / Adobe Stock; Grafik: Matthias Herrndorff / SoVD

Ein Beispiel ist Hermann Leineweber, Vorsitzender des SoVD-Kreis-
verbandes Düsseldorf in Nordrhein-Westfalen. Im Winter organisier-
te er eine Verteilung von Getränken und Brötchen an Obdachlose. 

Bitte senden Sie Ihre Vorschläge entweder per E-Mail an: sovd-
superhelden@sovd.de oder postalisch an: SoVD-Bundesgeschäfts-
stelle, Stichwort „SoVD-Superhelden“, Büro SoVD-Vorstandsvorsitzen-
de Michaela Engelmeier, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin.

Eine eigene Nominierung ist nicht gestattet. Gegenseitige Vorschlä-
ge sind hingegen willkommen. Die SoVD-Superheld*innen der Woche 
werden benachrichtigt und auf unseren Social-Media-Kanälen vorge-
stellt; die Preisträger*innen rechtzeitig vor der Ehrung am 21. August 
2024 informiert. Der Rechtsweg ist ausgeschlossen. 

Vorschläge einreichen!

Superheld*innen weiter gesucht!
Der SoVD steht fest an der Seite der Millionen Menschen, die in der Gesellschaft das Nachsehen 

haben. Mit lauter Stimme setzt unser Verband sich in der Politik dafür ein, dass die Belange benach-
teiligter Menschen Berücksichtigung finden. Doch was wäre der SoVD ohne Ehrenamtliche? Was Hun-
derte der über 600.000 Mitglieder tagtäglich leisten, ist großartig und von den meisten unbemerkt. 
Deshalb möchte der Bundesverband stellvertretend für alle, die im Verborgenen Gutes tun, SoVD-
Superheld*innen für ihre Verdienste würdigen und auszeichnen. Jede*r kann Vorschläge einsenden. 

Ob nachbarschaftliche Hilfe, 
die Organisation von Gemein-
schaftsnachmittagen, Gruppen-
reisen und Informationsveran-
staltungen oder unentgeltliche 
Beratung in sozial(rechtlich)en 
Angelegenheiten – unsere Eh-
renamtlichen sind das Rückgrat 
des SoVD.

Jury wählt ehrenamtliche 
Superheld*innen aus 

Seit Monaten sichtet darum 
eine Jury unter dem Vorsitz der 
SoVD-Vorstandsvorsitzenden 
Michaela Engelmeier, deren 
Idee und Herzensanliegen die 
Aktion ist, eingehende Be-
werbungen und sucht „SoVD-
Superheld*innen“ aus. Sie wer-
den benachrichtigt und in der 
Juni-Ausgabe der SoVD-Zeitung 
mit Foto und einer Kurzbe-
schreibung vorgestellt. 

Auch in den sozialen Medien – 
auf Facebook, X (früher Twitter), 
LinkedIn und Instagram – stel-
len wir die Superheld*innen vor.

Unter allen Einsendungen 
wählt die Jury am Ende drei aus, 
die am 21. August 2024, am „tag 
des wir“, nach Berlin eingeladen 
und als „SoVD-Superheld*innen 
des Jahres“ gekürt werden. Die 
Preisträger*innen erhalten ne-
ben der Auszeichnung auch ei-
nen Zuschuss für ihre Ortsver-
bandsarbeit. 

Nun sind Sie und Ihre Initiati-
ve gefragt! Senden Sie Vorschlä-
ge für Mitglieder ein, die sich in 

Ihren Augen ehrenamtlich in 
besonderer Weise verdient ge-
macht haben! 

Für eine Berücksichtigung im 
Auswahlverfahren nötig sind 

nur der Name, Landesverband, 
Ortsverband, die Mitglieds-
nummer, ein Foto sowie eine 
Beschreibung des ehrenamtli-
chen Einsatzes.  veo

Ehrenamtliche sind das Rückgrat des Verbandes – Kürung am „tag des wir“

Aktiv in Gesundheitsfragen 

Neuer Fachrat
Als Nachfolger des Corona-

Expert*innenrates soll ein neues 
Fachgremium die Bundesregie-
rung zu wichtigen Gesundheits-
fragen beraten. Als Lehre aus der 
Pandemie sowie im Hinblick auf 
die Folgen des Klimawandels und 
der demografischen Entwicklung 
will man so das Gesundheitswe-
sen widerstandsfähiger aufstel-
len und Risiken bestmöglich 
begegnen. Das beim Kanzleramt 
angesiedelte Gremium mit 23 
Mitgliedern plant regelmäßige 
Stellungnahmen und kann auch 
spontan aktiv werden. Dem Rat 
gehören Wissenschaftler*innen 
unterschiedlicher Fachrich-
tungen an. Vorsitzender ist der 
Chef der Berliner Charité, Heyo 
Kroemer, Co-Vorsitzende ist Su-
sanne Moebus von der Universi-
tätsmedizin Essen.  veo

Von möglichen Behandlungsfehlern erfahren Patient*innen häufig 
nur auf Nachfrage. 

Foto: Alexander Raths / Adobe Stock

Seit Februar 2013 gilt in Deutschland das Patientenrechtege-
setz. Doch zwischen den festgelegten Rechten von behandelten 
Personen und deren tatsächlicher Umsetzung klafft eine große 
Lücke. Wie die Vorstandsvorsitzende des AOK-Bundesverbandes, 
Carola Reimann, kritisiert, sei trotz der Versprechungen der Ampel-
parteien keine einzige Verbesserung umgesetzt worden. 

Sie moniert die hohen Hürden, vor denen Patient*innen bei der 
Meldung eines Behandlungsfehlers stünden. Denn sie müssten 
nicht nur beweisen, dass ein Fehler und ein Schaden vorliegen, 
sondern auch darlegen, dass der Behandlungsfehler den Scha-
den verursacht hat. Da Behandelnde aber nicht verpflichtet sind, 
Patient*innen ohne Nachfrage über mögliche Fehler aufzuklären, 
falle dieser Nachweis oft schwer. 

Auch bei Schäden durch Arzneimittel oder fehlerhafte Medizin-
produkte sind nach Einschätzung der AOK Nachbesserungen not-
wendig. So habe es seit der Neureglung des Arzneimittelgesetzes 
im Jahre 2002 keine einzige Verurteilung eines Arzneimittelher-
stellers zu Schadensersatz an geschädigte Patient*innen gegeben. 

Auch der SoVD hat sich intensiv mit dem Thema beschäftigt 
und ein Gutachten zur Stärkung und Weiterentwicklung der Pa-
tientenrechte veröffentlicht. Das Gutachten und die Forderungen 
des Verbands zum Thema sind unter www.sovd.de/gutachten-
patientenrechte abrufbar.  str

Verbesserungsbedarf bei 
Patient*innenrechten

SoVD-Gutachten zeigte bereits Defizite auf 

Für Patient*innen ist es sehr schwer, Behandlungsfehler nach-
zuweisen. Zugesagte Verbesserungen im Gesetz lassen weiter auf 
sich warten, kritisiert die AOK. 

Jürgen Groth, Mitglied der 
Bundeskonferenz sowie des Lan-
desvorstandes Niedersachsen, 
feiert am 1. April 80. Geburtstag.

2015 bis 2019 gehörte er dem 
Bundesvorstand an. Langjährig 
arbeitete er im Sozialpolitischen, 
jetzt im Gesellschaftspolitischen 
Ausschuss in Bund und Land; in 
Niedersachsen als Vorsitzender. 
Dem SoVD trat Groth 2000 bei.

Personalien

Foto: M
artin Bargiel

SoVD: Renten-Petition 
für Sonderzahlung

Stark gestiegene Preise machen den Rentner*innen in 
Deutschland stark zu schaffen. Anders als viele Beschäftigte 
haben sie hierfür bisher jedoch keinen adäquaten finanziellen 
Ausgleich erhalten. Darüber kann aus Sicht des SoVD auch die 
begrüßenswerte Anpassung der Renten zum 1. Juli nicht hin-
wegtäuschen. Denn wenngleich sich die Inflation abschwächt, 
bleiben die Preise für Lebensmittel und Dinge des täglichen 
Bedarfs auf einem anhaltend hohen Niveau. 

Die Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmeier weist darauf 
hin, dass dieses Problem auch zahlreiche Mitglieder des SoVD 
haben, die sich in ihrer Not an den Verband wenden. Ihnen 
sagte Engelmeier zu, alle Möglichkeiten auszuschöpfen, um 
dieser berechtigten Forderung gegenüber der Politik Nach-
druck zu verschaffen. 

Ende März reichte der SoVD daher beim Petitionsausschuss 
des Deutschen Bundestages eine Petition ein. Diese fordert, 
„dass alle Rentnerinnen und Rentner eine inflationsbedingte 
Sonderzahlung erhalten, um den stark gestiegenen Verbrau-
cherpreisen aus dem Jahr 2023 Rechnung zu tragen“. 

Über den weiteren Verlauf wird die SoVD-Zeitung informieren.
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8.400 Menschen stehen derzeit auf den Wartelisten für eine Or-
ganspende.

Foto: Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA), Köln

Portal für Organspenden am Netz
Mit zwei Jahren Verspätung ist seit Mitte März ein neues Portal am Netz. Es soll für mehr Klarheit 

bei Organspenden sorgen und Angehörige sowie Ärzt*innen entlasten. Ab dem Alter von 16 Jahren 
können Bürger*innen jetzt  eintragen, ob sie zu einer Spende nach ihrem Tod bereit sind oder nicht. 

Nach Aussage von Bundesge-
sundheitsminister Karl Lauter-
bach (SPD) bedeutet dies auch 
eine Entlastung von Angehöri-
gen und Ärzt*innen, die durch 
einen Blick in das Register 
Gewissheit bekommen. Erklä-
rungen auf Papier, wie in Or-
ganspendeausweisen, bleiben 
weiterhin möglich. Lauterbach 
sprach sich bei der Vorstellung 
außerdem erneut für eine wei-
tergehende Reform aus. Nach 
dieser würde jede*r automa-
tisch als Spender*in gelten, so-
fern man nicht widerspricht. 

Eingerichtet ist das Portal 
https: //www.bfarm.de/DE/
organspende-register.html 
beim Bundesinstitut für Arz-
neimittel und Medizinprodukte. 
Zunächst sind dort Eintragun-
gen unter Nutzung eines Aus-
weises mit Online-Funktion 
möglich. Bis 30. September soll 
es zudem die Funktion geben, 
Erklärungen direkt über Apps 
der Krankenkassen einzutragen. 
Kliniken, die Organe entneh-

men, sollen zum 1. Juli im Regis-
ter gespeicherte Erklärungen 
suchen und abrufen können.

Geeignete Organe sind Herz, 
Lunge, Leber, Nieren, Bauch-
speicheldrüse und Darm. Auch 
Gewebe wie Horn- und Leder-
haut der Augen, Herzklappen, 
Haut, Blutgefäße, Knochen-, 

Knorpel- und Weichteilgewebe 
sowie Gewebe, die aus Bauch-
speicheldrüse oder Leber ge-
wonnen werden, sind spendefä-
hig. Anders als Organe werden 
Gewebe dabei meist nicht di-
rekt übertragen, sondern zwi-
schenzeitlich in Gewebebanken 
konserviert.  Veronica Sina 

Zentrales Online-Register soll Angehörige entlasten und Arzt*innen unterstützen

Durchschnittlich 1.342 Stunden arbeiteten die Erwerbstätigen 
demnach 2023 in Deutschland. Das sind 0,3 Prozent weniger als 
im Vorjahr und 2,2 Prozent weniger als vor der Pandemie. 

Mit durchschnittlich 15,2 Arbeitstagen waren die Beschäftigten 
nach IAB-Angaben im vergangenen Jahr so lange krankgeschrie-
ben wie noch nie seit 1999. Die Zahl entspricht einer Steigerung 
von gut sechs Prozent im Vergleich zu dem bereits hohen Niveau 
2022. Gründe für die Krankschreibungen waren vor allem Erkäl-
tungen und Atemwegsinfekte. 

Die Zahl der bezahlten und unbezahlten Überstunden sank 2023, 
während sich die Teilzeitquote im Vergleich zum Vorjahr um 0,3 
Prozentpunkte auf 39 Prozent erhöhte. Dabei stieg die Zahl der 
Teilzeitbeschäftigten mit 1,6 Prozent stärker als die der Vollzeit-
beschäftigten mit 0,4 Prozent. Auch die Zahl der Minijobs erhöhte 
sich, lag jedoch noch deutlich unter dem Stand von 2019.

Die Zahl der Erwerbstätigen nahm Jahr 2023 um 340.000 zu und 
erreichte mit einem Jahresdurchschnitt von 45,93 Millionen einen 
neuen Höchststand. Diese arbeiteten im vergangenen Jahr 61,66 
Milliarden Stunden – 0,4 Prozent mehr als 2022, aber weniger als 
im Vor-Corona-Jahr 2019.  dpa  / veo 

Hoher Krankenstand 
Arbeitszeiten niedrig wie seit Corona-Jahr 2020 nicht

Höchster Krankenstand, am wenigsten Überstunden, die meiste 
Teilzeit – so lautet die Zusammenfassung für das Jahr 2023 des 
Institutes für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) in Nürnberg. 

Der SoVD ist überzeugt: Sport 
ist eine tolle Möglichkeit zur 
gelebten Inklusion. Seit meh-
reren Jahren organisiert der 
Verband deshalb jährlich den 
SoVD-Inklusionslauf. Dieser hat 
mittlerweile eine treue Fange-
meinde weit über die Haupt-
stadt hinaus und zieht jedes 
Jahr neue Interessierte an. 

Am 15. Juni ab 10 Uhr geht 
die inklusive Sportveranstal-

tung auf dem Tempelhofer Feld 
in Berlin in die nächste Runde. 

Für alle ist die passende
Strecke dabei

In sechs Disziplinen, vom 
300-Meter-Bambinilauf über 
die 4-x-400-Meter-Staffel bis 
zu den Einzelläufen über ver-
schiedene Distanzen zwischen 
1 und 10 Kilometern, können 
die Teilnehmenden ganz nach 

ihren eigenen Vorlieben an den 
Start gehen. 

Auch bei der Art der Fortbe-
wegung gibt es eine große Viel-
falt. Egal ob im Rollstuhl oder 
Handbike, auf Inline-Skates, im 
Tandem bei einer Sehbehin-
derung oder ganz klassisch zu 
Fuß: Jede*r Starter*in kann auf 
eigene Weise den Kurs auf dem 
Tempelhofer Feld absolvieren. 

Die Anmeldung zum SoVD-
Inklusionslauf wird im April 
unter www.inklusionslauf.de 
freigeschaltet. Dort gibt es auch 
weitere Informationen zu den 
Startzeiten der einzelnen Dis-
tanzen sowie zur Anreise zum 
Veranstaltungsort. 

Schirmherrin gewann
Gold in Rio

Der Inklusionslauf steht in 
diesem Jahr unter der Schirm-
herrschaft von Franziska Lieb-
hardt. Die erfolgreiche Sport-
lerin hat unter anderem 2016  
mit einer Weltrekordweite die 
Goldmedaille im Kugelstoßen 
bei den Paralympischen Spie-
len in Rio de Janeiro gewonnen. 

Im Jahr 2005 erhielt sie im Al-

ter von 23 Jahren die Diagnose 
einer schweren, systemischen 
Autoimmunerkrankung. Sie 
musste 2009 lungentransplan-
tiert, 2012 nierentransplantiert 
und 2020 erneut lungentrans-
plantiert werden. Sie ist sozial 
engagiert, unter anderem als 
Vorständin im Verein „Kinder-
hilfe Organtransplantation – 
Sportler für Organspende e. V.“

Unternehmen können sich
sozial engagieren

Neu ist, dass der SoVD-In-
klusionslauf in diesem Jahr 
erstmals als „Social Day“ für 

Mitte Juni können 800 Sportbegeisterte beim SoVD-Inklusionslauf auf dem Tempelhofer Feld 
teilnehmen. Ob mit oder ohne Behinderung: Bei der barrierefreien Veranstaltung findet jede*r die 
richtige Strecke für die eigenen Fähigkeiten. Neben den Einzelläufen gibt es natürlich auch wieder 
viele Startplätze in den Staffeln. 

Vorbereitungen für den SoVD-Inklusionslauf
Inklusives Sportevent für alle Altersklassen auf dem Tempelhofer Feld in Berlin am 15. Juni

Ein buntes Feld von Teilnehmenden wird auch in diesem Jahr wie-
der gelebte Inklusion auf dem Tempelhofer Feld feiern. 

Fotos: Sascha Pfeiler

Unternehmen offensteht, die 
eine gemeinnützige Veranstal-
tung unterstützen möchten. In 
vielen verschiedenen Berei-
chen rund um den Lauf ist Hilfe 
willkommen. Dabei sind viele 
Einsatzmöglichkeiten denkbar, 
sowohl für ganze Unternehmen 
als auch für einzelne Abteilun-
gen oder beispielsweise ein 
Projekt für Azubis. Interessier-
te können sich dazu an info@
inklusionslauf.de wenden. 

Auf der Internetseite des 
SoVD und in den nächsten Zei-
tungsausgaben gibt es mehr 
Informationen. str

Vielfalt steht beim SoVD-Inklusionslauf im Mittelpunkt. Und mit 
der richtigen Unterstützung kommen alle ins Ziel. 

Korrekturhinweis
In der Februar-Ausgabe ist uns auf Seite 9 im Artikel „Mehrver-

dienst“ ein Tippfehler unterlaufen. Die Hinzuverdienstgrenze bei 
Erwerbsminderungsrenten beträgt 18.558,75 statt 1.858,75 Euro. 
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SoVD demonstriert vor dem Sozialministerium
Noch immer verdienen Frauen in Niedersachsen im Durchschnitt 18 Prozent weniger als ihre männlichen Kollegen – obwohl sie gleiche oder gleichwertige Arbeit 

leisten. Die Landesregierung hat in ihrem Koalitionsvertrag zwar versprochen, diese Ungleichheit zu beenden, aus Sicht des SoVD in Niedersachsen ist aber viel zu wenig 
passiert. Am Aktionstag „Equal Pay Day“, dem 6. März, hat der SoVD deshalb bei einer Demonstration vor dem Landessozialministerium auf diese Ungleichheit hingewiesen 
und seine Forderungen deutlich gemacht.

Fotos (5): Lennart Helal

Annette Krämer, SoVD-Verbandsratsmitglied für Frauen- und Familienpolitik in Niedersachsen, stell-
te in ihrer Rede klar, dass der Weg zur Entgeltgleichheit nicht im bisherigen Tempo fortgesetzt wer-
den könne. Denn sonst wäre Entgeltgleichheit erst 2198 erreicht – in 174 Jahren.

Niedersachsen

Annette Krämer übergab die SoVD-Forderungen für Entgeltgleichheit symbolisch an Katja  
Taranczewski (rechts), Referatsleiterin im Niedersächsischen Sozialministerium.

NDS

An der Demonstration vor dem Sozialministerium beteiligten sich rund 100 SoVD-Aktive aus ver-
schiedenen Kreis- und Ortsverbänden.

Auch zahlreiche Männer waren unter den Teilnehmenden der  
Aktion und unterstützten die Forderungen.

Redakteur*innen von Sat.1 regional und NDR sprachen mit den 
Demonstrierenden über ihre Erfahrungen mit der Lohnlücke.

„Jetzt die Bremse lösen!“ – so 
lautete das Motto der Kundge-
bung des SoVD zum „Equal Pay 
Day“. Er machte damit auf die 
Problematik aufmerksam, dass 
die Lohnlücke zwischen Frau-
en und Männern noch immer 
viel zu groß ist. „In den vergan-
genen 29 Jahren hat sich der 
Abstand nur um drei Prozent-
punkte verringert. Wenn das 
so weitergeht, brauchen wir 
noch 174 Jahre bis zur Gleich-
berechtigung“, betonte Annette 
Krämer, SoVD-Verbandsratsmit-
glied für Frauen- und Familien-
politik, während der Aktion in 
Hannover. Der Sozialminister 
und seine Kolleg*innen müss-
ten jetzt aus dem Dornröschen-
schlaf aufwachen und loslegen. 
„Die gleiche Bezahlung darf 
keine Zukunftsmusik sein. Bis 
zur Landtagswahl in drei Jahren 
erwarten wir klare Schritte“, so 
Krämer weiter.

Alleinerziehende entlasten
Doch Niedersachsens größ-

ter Sozialverband kritisiert die 
aktuelle Situation nicht nur, 

sondern hat auch Lösungs-
vorschläge. „Neben gleichem 
Lohn muss es auch eine deut-
liche Entlastung von Alleiner-
ziehenden geben“, fordert das 
Verbandsratsmitglied. Sie seien 
aufgrund ihrer Situation beson-
ders auf eine gerechte Bezah-
lung angewiesen und benötig-
ten zum Beispiel dringend eine 
verlässliche Kinderbetreuung.

Übergabe der Forderungen 
an das Sozialministerium

Katja Taranczewski, Referats-
leiterin im Sozialministerium, 
bedankte sich für den Einsatz 
des SoVD. „Wir als Landesregie-
rung sehen uns bei diesem The-
ma als Mittlerin und werden in 
unserem Masterplan ‚Gute Ar-
beit‘ die Themen Sorgearbeit 
sowie Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf aufnehmen“, betonte 
sie. Es sei jedoch bedauerlich, 
dass sich bei der gleichen Be-
zahlung bislang so wenig getan 
habe. „Deswegen ist es wichtig, 
dass Frauen laut bleiben und 
das Thema nicht aus den Augen 
verlieren“, so Taranczewski.       sj
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Das Berater*innenteam der Fachstelle Barrierefreiheit stellte sich vor.

Landesvorsitzende Meta Günther ist Mitglied im bayerischen  
Behindertenrat und nahm an der Sondersitzung im Februar teil.

Der Oberbürgermeister Dieter 
Reiter eröffnete die Aktion.

Die Landesvorsitzende Meta 
Günther nahm für den SoVD teil.

Landesfrauensprecherin Regina Ruckdäschel vor der Tram, die mit 
den Plakaten zum Equal Pay Day beklebt wurde.

Während des gesamten Monat März fuhr die „Equal Pay Day Tram“ 
durch München, um die Forderungen der Frauen gut sichtbar zu 
machen. Schirmherr der Aktion war in diesem Jahr der Oberbürger-
meister der Stadt München, Dieter Reiter. Er gab der Tram das Start-
signal. Projektleiterin Marianne Pontone, Verband der Business and 
Professional Women München, und Nicole Lassal, Gleichstellungs-
beauftragte der Stadt München, begrüßten die Teilnehmer*innen.

Begleitet wurde die Eröffnung der Kampagne von der dänisch-
deutschen Musikerin und Filmregisseurin Mirabelle Rose, die auch 
während der Tramfahrt für Unterhaltung sorgte. Gemeinsam wurde 
mit der Aktion ein starkes Statement für eine gerechte Zukunft 
gesetzt.

Münchner Tram fährt für 
mehr Lohngerechtigkeit

Equal Pay Day mit „Tramaktion“ in München

Das Münchner Equal Pay Day Aktionsbündnis, aus 48 Münch-
ner Einrichtungen und Organisationen bestehend, rief mit seiner 
„Tramaktion“ zur Lohngerechtigkeit für Frauen auf. Für den SoVD 
nahmen die Landesfrauensprecherin Regina Ruckdäschel und die 
Landesvorsitzende Meta Günther teil.

www.sovd-bayern.de

Foto: traveldia / Adobe Stock

Alltag muss barrierefrei werden
Als Mitglied des Landesbehindertenrates nahm auch Landesvorsitzende Meta Günther an der Son-

dersitzung am 7. Februar im Bayerischen Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales (StMAS) 
teil. Der Bayerische Blinden- und Sehbehindertenverbund e. V. BBSB hat mit seinem Positionspapier 
den Freistaat Bayern „Zur Umsetzung der Barrierefreiheit“ aufgefordert.

Mit dem Koalitionsvertrag für 
die Legislaturperiode 2023 bis 
2028 wurde der Auftrag erteilt, 
die Barrierefreiheit als Dauer-
aufgabe durch eine bayerische 
Fachstelle für Barrierefreiheit 
am Bayerischen Staatsministe-
rium für Familie, Arbeit und So-
ziales (StMAS) zu unterstützen.

Zur Umsetzung dieses Auftra-
ges ist es dem StMAS ein zen-
trales Anliegen, die relevanten 
Gremien (Landesbehinderten-
rat und Landesseniorenrat) ein-
zubinden. Die Sondersitzung 
diente daher dazu, die Experti-
se des Beirates einzuholen.

Gute Entwicklung der Bera-
tungsstelle Barrierefreiheit

Ministerialrätin Brita Lange, 
Leiterin des Referats „Bayern 
barrierefrei“, gab auf der Son-
dersitzung einen Überblick 
über die Entwicklung der Bera-
tungsstelle Barrierefreiheit.

Sie wurde 1984 von der Bay-

erischen Architektenkammer 
eingerichtet und wird seit der 
Gründung vom StMAS geför-
dert. Seit 2022 erfolgt zusätz-
lich eine Förderung der digita-
len Barrierefreiheit.

Zwei Kooperationspartner 
erweitern die Beratung

Im Themenbereich „Bauen 
und Wohnen“ wurde das Bera-
tungsspektrum auf alle Lebens-
bereiche erweitert mithilfe der 
beiden Kooperationspartner 
„Stiftung Pfenningparade“ und 
der „Caritas Augsburg Betriebs-
träger GmbH (CAB) für Leichte 
Sprache und Unterstützte Kom-
munikation“ erweitert.

Aufgrund des bereits erfolg-
ten Ausbaus ist die „Beratungs-
stelle Barrierefreiheit“ bundes-
weit als bayernweite Fachstelle 
anerkannt. 

Der Koalitionsvertrag für 
die Legislaturperiode 2023 bis 
2028 betont, dass die Inklusi-

on in allen Bereichen weiter 
vorangetrieben und Barrieren 
in der Lebenswelt und in den 
Köpfen weiter abgebaut wer-
den sollen. Inklusion muss aber 
von der Kita über Schule und 
Ausbildung bis hin zu Beruf 
und Wohnen noch mehr geleb-
ter Alltag werden. Dafür ist die 
Barrierefreiheit essenziell und 
eine Daueraufgabe, die durch 
die bayerische Fachstelle für 
Barrierefreiheit am StMAS un-
terstützt werden soll.

In der zweiten Jahreshälfte 
2024 sollen Expertenkapazi-
täten für das erweiterte Auf-
gabenspektrum gewonnen 
werden. Ziel ist es, dass das 
erweiterte Angebot bereits in 
der Haushaltsplanung 2025 
Berücksichtigung finden kann.

Beratungsteam stellte sich 
und seine Aufgaben vor

Auf der Veranstaltung stellte 
sich auch das Berater*innen-
team der Fachstelle Barriere-
freiheit den Teilnehmer*innen 
des Landesbehindertenrates 
vor. Seine Schwerpunktthemen 
sind Informationen zu den The-
men: 
• Planen und Bauen,
• Digitale Barrierefreiheit,
• Leichte Sprache und Unter-

stützte Kommunikation.
Vertreten sind sie bayernweit 

mit inzwischen 18 Standorten. 
Die Erstberatung ist kostenlos, 
das Beratungsangebot ist neu-
tral und unabhängig.  

Weitere Informationen 
und die Beratungstermine gibt 
es unter: www.beratungsstelle-
barrierefreiheit.de.

Sondersitzung des Landesbehindertenrates zum Stand der Barrierefreiheit
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Terminabsprache bitte über 
den Landesverband Bayern, Imp-
lerstraße 55, 81371 München, 
Tel.: 089 / 53 05 27.

Kümmererstelle Coburg: nach 
telefonischer Absprache, An-
sprechpartnerin Barbara Hölzel, 
Tel.: 0170 / 52 73 691 oder E-Mail: 
barbarahoelzel@freenet.de.

Kümmererstelle Coburg-
Lautertal: nach telefonischer 
Absprache mit Ansprechpart-
nerin Barbara Hölzel, Telefon: 
0170 / 52 73 691 (mobil) oder 
E-Mail: barbarahoelzel@free-
net.de.

Sozialberatung in Ebens-
feld: Ansprechpartner: Dr. Josef 
Haas, Telefon: 09543 / 53 49,  
E-Mail: dr.josef.haas@web.de.

Sozialberatung in Ingolstadt: 
AWO-Geschäftsstelle, Becker-
straße 2 a, nur nach Termin-
vereinbarung bei Ansprech-
partnerin Elfriede Schreiner, 

Telefon: 0911 / 98 01 501,  
E-Mail: rechtsschutz@sovd-mfr.
de. 

Sozialberatung in Michelau: 
jeden ersten Samstag im Monat, 
von 13.30 von 14.30 Uhr, Mehr-
generationenhaus, Schneyer-
straße 17, Ansprechpartner: 
Günther Ruckdäschel, Telefon: 
09571 / 83 585.

Sozialberatung in Mitter-
teich: Rathaus Mitterteich, 
Kirchplatz 12, nur nach Termin- 
absprache bei Ansprechpartne-
rin Elfriede Schreiner, Telefon: 
0911 / 98 01 501, E-Mail: rechts-
schutz@sovd-mfr.de. 

Kümmererstelle in der Ober-
pfalz / Weiden: Ansprechpart-
ner: Dr. Josef Haas, Telefon: 
09543 / 53 49, E-Mail: dr.josef.
haas@web.de.

Kümmererstelle in Ober-
franken / Bayreuth: Ansprech-
partner: Dr. Josef Haas, Telefon: 
09543 / 53 49, E-Mail: dr.josef.

haas@web.de.
Kümmererstelle Pegnitz, 

Roth, Schwabach: AWO-Begeg-
nungsstätte, Nördliche Ring-
straße 11 a, jeden ersten Frei- 
tag im Monat, nur nach Termi-
nabsprache bei Elfriede Schrei-
ner, Telefon: 0911 / 98 01 501,  
E-Mail: rechtsschutz@sovd-mfr.
de. 

Sozialberatung in Tirschen-
reuth: Seniorenzentrum Tir-
schenreuth, Haus Ziegelanger, 
Egerstraße 27, nur nach Termin-
absprache bei Ansprechpartne-
rin Elfriede Schreiner, Telefon: 
0911 / 98 01 501, E-Mail: rechts-
schutz@sovd-mfr.de.

Rechtsschutzbüro Nürnberg: 
Trödelmarkt 27–29, 90403 
Nürnberg, Mo bis Do, von 9 bis 
11 Uhr, und nach telefonischer 
Vereinbarung. Ansprechpartne-
rin: Elfriede Schreiner, Telefon: 
0911 / 98 01 501, E-Mail: rechts-
schutz@sovd-mfr.de. 

Sozialberatung

Glückwünsche

Der gesamte Landesvorstand und die Mitarbeiter*innen des Lan-
desverbandes gratulieren allen Mitgliedern, die im Monat April 
Geburtstag feiern, recht herzlich und wünschen viel Gesundheit. 

Besondere Glückwünsche gehen an:
65 Jahre: 2.4.: Rainer Molitor, Ansbach; 7.4.: Thomas Odewald, 

Bayreuth; 8.4.: Annemarie Huber, Tutzing; 14.4.: Barbara Mees-
mann, Röthenbach; 30.4.: Horst Przygoda, Bad Suderode.

70 Jahre: 9.4.: Annerose Schulten, Nürnberg; 10.4.: Danuta No-
wakowski, Nürnberg; 14.4.: Margaritha Hamella, München; 18.4.: 
Christian Hammerschmidt, Coburg.

75 Jahre: 2.4.: Bernhard Dukat, Bamberg; 20.4.: Günter Müller, 
Lauf; 30.4.: Annegret Kober, Michelau.

80 Jahre: 12.4.: Gerd Meyer, Schnaittach; 16.4.: Gabriele Bühner, 
Nürnberg und Kreszenz Ferstl, Dietfurt; 18.4.: Eckehard Freund, 
Wörth.

85 Jahre: 15.4.: Elsbeth Wianz, Deining; 16.4.: Brigitte Neumeier,  
Erding.

90 Jahre: 13.4.: Johann Fischer, Bad Staffelstein; 21.4.: Marliese 
Schmidt, Lautertal.

Jetzt Mitglieder werben
Die Aktion „Mitglieder werben Mitglieder“ des SoVD-Lan-

desverbandes Bayern geht weiter: Für jedes neu geworbene 
Mitglied, sei es für Einzel-, Partner-oder Familienmitglieder, 
bekommen SoVD-Mitglieder einen 15-Euro-Gutschein. 

Weitere Informationen dazu gibt es unter Tel.: 089 / 53 05 27 
oder mit einer E-Mail an: info@sovd-bayern.de.

Altsein heißt für mich immer: Fünfzehn Jahre älter als ich.
Bernard Mannes Baruch

Ortsverband Lautertal
14. April, 11.30 Uhr: SoVD-„Bratengelaber“, Sportheim TSV Un-

terlauter, Lauterstraße 1, 96486 Lautertal.
20. April, 14.30 Uhr: Mitgliederversammlung mit Neuwahlen, 

Sportheim Oberlauter.
Vorschau: 5.Mai, 11.30 Uhr: SoVD „Bratengelaber“.

Ortsverband Michelau
Vorschau: 4. Mai: Muttertagsveranstaltung. Bitte Uhrzeit und Ort 

erfragen bei Günther Ruckdäschel unter Tel.: 09571 / 83 585.

Termine

Wir suchen dich!
Für seine Ortsverbände in Röthenbach und Nürnberg-Fürth 

sucht der SoVD Bayern engagierte Mitglieder als:

• stellvertretende*n Ortsvorsitzende*r:
unterstützt den Ortsvorsitzenden bei seinen Aufgaben

• Schatzmeister*in:
Kassenführung (bar und Bank)
Prüfung der ordentlichen Buchführung

• Schriftführer*in:
Protokoll-Erstellung
Verfassen von Einladungen, Glückwünschen etc.

Mehr Informationen gibt es bei der Landesgeschäftsstelle 
unter Tel.: 089 / 53 05 27.

Foto: Alekss / Adobe Stock

Fast 80.000 Fälle von Darmkrebs
In Bayern waren 76.600 Menschen im Jahr 2021 an Darmkrebs erkrankt. Im bundesdeutschen 

Vergleich lag die Anzahl der Darmkrebserkrankten nur in Nordrhein-Westfalen höher (113.100) als 
in Bayern. Bundesweit waren mehr als eine halbe Million Menschen betroffen (520.700). Dies zeigt 
der Gesundheitsatlas des Wissenschaftlichen Instituts der AOK (WIdO).

Anlässlich des Darmkrebsmo-
nats März unter der Schirmherr-
schaft der Bayerischen Gesund-
heitsministerin Judith Gerlach 
appellierten die AOK Bayern, 
die Bayerische Krebsgesell-
schaft e. V. und das Netzwerk 
gegen Darmkrebs e. V. an die 
Bevölkerung, das gesetzliche 
Früherkennungsangebot ab 
50 Jahren stärker als bisher zu 
nutzen. „Mit dem Stuhltest und 
der Darmspiegelung lassen sich 
Darmkrebs-Vorstufen wie Poly-
pen früh erkennen und behan-
deln. Mit der frühen Diagnose 
verbessern sich auch die Hei-
lungschancen“, betont Dr. med. 
Berndt Birkner, Gastroenterolo-
ge und Präsident des Netzwerks 
gegen Darmkrebs.

Laut Kurzbericht 2021 des 
Krebsregisters Bayern ist 
Darmkrebs die zweithäufigste 
Krebserkrankung im Freistaat. 
Das seit 2019 eingeführte or-
ganisierte Einladungsverfahren 
zur Darmkrebsfrüherkennung 
möchte dieser Entwicklung 
entgegenwirken. Bei der Früh-
erkennung gibt es auch einen 
positiven Trend: So stiegen die 
Darmspiegelungen (Koloskopi-
en) im Rahmen des Darmkrebs-
Screenings im Freistaat laut 
dem „Früherkennungsmonitor“ 
des WIdO im ersten Quartal 
2023 um knapp 30 Prozent 
gegenüber dem ersten Quar-
tal 2019. Und im Zehn-Jahres-

Vergleich gehört Bayern zu 
den Bundesländern mit den 
höchsten Teilnahmezahlen bei 
der Inanspruchnahme der Ko-
loskopie. 

Allerdings nahmen im Frei-
staat zwischen 2013 und 2022 
im Durchschnitt weniger als 
die Hälfte der AOK-Versicherten 
im Alter zwischen 65 und 75 
Jahren eine Darmspiegelung 
wahr. „Auch wenn Bayern beim 
Darmkrebs-Screening im bun-
desweiten Langzeitvergleich 
mit die besten Teilnahmezah-
len aufweist, gibt es noch viel 
Luft nach oben. So erreichen die 
Menschen im Freistaat bei der 
Inanspruchnahme der Kolosko-
pie im Durchschnitt nicht die 
50-Prozent-Marke“, bedauert Dr. 
Irmgard Stippler, Vorstandsvor-

sitzende der AOK Bayern.
Dass die Darmkrebsvorsorge, 

sowohl durch den Stuhltest, 
als auch durch die Darmspie-
gelung vor Darmkrebs schützt, 
zeigen die Ergebnisse der seit 
2002 um die Darmspiegelung 
ergänzten Vorsorge. Durch die 
Vorsorge-Koloskopien konnten 
die Häufigkeit und die Sterb-
lichkeit durch Dickdarmkarzi-
nome drastisch gesenkt wer-
den: „Über 350.000 Menschen 
wurden vor Darmkrebs ge-
schützt, und mehr als 150.000 
Menschen konnten vor dem 
Sterben an Darmkrebs geret-
tet werden. Diese Zahlen sind 
eindrucksvoll, und belegen die 
Wirksamkeit der Darmkrebsvor-
sorge“, betont Dr. Birkner.

Quelle: AOK Bayern

Früherkennung von Darmkrebs durch Koloskopie kann Leben retten

Eine Darmspiegelung ab 50 Jahren ist empfehlenswert.
Foto: Peakstock / Adobe Stock
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Sich an einer Tischkante zu 
stoßen oder am Türrahmen 
hängenzubleiben ist für die 
meisten Menschen höchstens 
mit der Folge eines blauen 
Flecks verbunden oder verur-
sacht kurzfristige Schmerzen. 
Für den Mittedreißiger Karl 
Meier (Name von der Redakti-
on geändert) jedoch kann solch 
ein Missgeschick tödlich enden. 
Meier leidet seit früher Kind-
heit an der Bluterkrankheit Hä-
mophilie A. Dadurch wurde ihm 
2003 ein Grad der Behinderung 
(GdB) von 40 Prozent zuerkannt. 

Hämophilie A verursacht 
Hämatome und Blutungen

Hämophilie A wird durch den 
Mangel des Gerinnungsfaktors 
VIII verursacht und ist durch 
spontane oder verlängerte Blu-
tungen gekennzeichnet, wobei 
die Medizin vier Schweregrade 
unterscheidet. Bei Karl Mei-
er ist die Aktivität des Gerin-
nungsfaktors VIII auf unter ein 
Prozent der Norm vermindert. 
Somit zählt sein Krankheitsbild 
zur schweren Form der Hämo-
philie A mit häufigen sponta-

nen und abnormen Blutungen 
schon bei geringen Verletzun-
gen, die auch bei Operationen 
und Zahnextraktionen auftre-
ten.

Karl Meiers Lebensalltag be-
stätigt die Theorie. Ihn verfol-
gen seit längerem dauerhafte 
Schmerzen im rechten Knie und 
bereits nach leichter Belastung 
schmerzen ihm die Unterarme. 
Dazu gesellen sich Gelenkein-
blutungen im Sprunggelenk, 
Leistenschmerzen durch Mikro-
blutungen ins Gewebe sowie 
spontan auftretende Häma-
tome, die an den betroffenen 
Stellen starke Schmerzen ver-
ursachen. 

Erhöhung des GdB trotz 
Attest abgelehnt

Folglich stellte Herr Meier 
2020 einen Neufeststellungs-
antrag mit dem Ziel, seinen GdB 
auf 80 oder gar 100 zu erhöhen. 
Dem Antrag beim Versorgungs-
amt des Landes Hessen legte 
er die Stellungnahme einer 
Oberärztin bei, die ihn unter-
sucht und seinen Schweregrad 
der Hämophilie A dokumentiert 

hatte. Keine vier Monate später 
wurde sein Antrag auf Erhö-
hung des GdB abschlägig ent-
schieden. Glücklicherweise ist 
Karl Meier Mitglied im SoVD, 
der neben der Sozialberatung 
auch eine Sozial-Rechtsbera-
tung durch erfahrene Juristen 
durchführt. 

Erfolgreiche SoVD-Klage 
beim Sozialgericht

Sozialjuristin Sigrid Jahr, seit 
2019 für die SoVD Landesver-
bände Hessen und Rheinland-
Pfalz / Saarland aktiv, nahm sich 
seiner Sache an. Sie forderte 
weitere Befundberichte und 
Sachverständigengutachten 
an, vertiefte sich akribisch in 
den Fall, sammelte Argumente 
und erhob im Mai 2021 Kla-
ge beim örtlich zuständigen 
Sozialgericht Frankfurt. For-
derung war die Erhöhung des 
GdB auf mindestens 50, idea-
lerweise auf 80 bis 100. „Eine 
Schwerbehinderung liegt vor, 
wenn ein GdB von mindestens 
50 festgestellt wird, der auch 
zu einem Schwerbehinderten-
ausweis berechtigt“, informiert 

Thomas Hammer, Landesge-
schäftsführer des SoVD Hessen. 
Über zweieinhalb Jahre quä-
lendes Warten für Herrn Meier 
brachten schließlich Erfolg. Im 
Dezember erkannte das Sozial-
gericht Frankfurt Antragsteller 
Meier dank der Argumente der 
SoVD-Sozialjuristin Jahr einen 
GdB von 80 zu. 

Schneller Beratungstermin 
ist ein großer Vorteil

Bis zu acht Beratungen führt 
die Sozialjuristin aus Leiden-
schaft täglich durch. „Bei uns 
gibt es kaum Wartezeiten“, sieht 

Die Anerkennung eines Grades der Behinderung (GdB) entscheidet auch über die finanziellen Zu-
schüsse, die ein*e Betroffene*r erhält, um die zusätzlichen Kosten abzudecken, die eine gesundheitli-
che Einschränkung mit sich bringt. Wenn Anträge trotz belegten ärztlichen Attesten abgelehnt werden, 
verhilft die SoVD-Sozialrechtsberatung ihren Mitgliedern zu ihrem Recht, so wie in folgendem Fall.  

Höheren Grad der Behinderung durchgesetzt
Wieder ein Erfolg durch Juristin Sigrid Jahr für die Sozialrechtsberatung des SoVD Hessen 

Juristin Sigrid Jahr hat mit ihrer Hartnäckigkeit schon vielen SoVD-
Mitgliedern zu ihrem Recht verholfen.

Jahr einen großen Vorteil des 
SoVD. Gerade bei Terminanlie-
gen und Fristsetzungen ist dies 
ein unschätzbarer Vorteil für 
die Betroffenen. Rund 130 Fälle 
jährlich, von Vorverfahren über 
Anträge und Widersprüche bis 
hin zu Klagen, bearbeitet sie für 
den SoVD in Hessen und Rhein-
land-Pfalz / Saarland. 

Infos über die Beratungster-
mine und zum SoVD-Landes-
verband Hessen gibt es in der 
Landesgeschäftsstelle in der 
Luisenstraße 41 in Wiesbaden 
und unter Tel.: 0611 / 85 108 
(siehe auch Rubrik Seite 14).

Gesundheitsministerin Diana 
Stolz rät: „Impfen ist der beste 
Schutz vor einer FSME-Erkran-
kung. Wie wichtig Vorsorge ist, 
zeigt die steigende Zahl der 
vom RKI ausgewiesenen FSME-
Risikogebiete in Deutschland.“ 

Was ist FSME?
Bei FSME handelt es sich um 

eine Gehirn-, Gehirnhaut- oder 
Rückenmarksentzündung, die 
durch Zecken übertragen wird. 
Entsprechend ist besonders das 
Risiko von Personen besonders 
hoch, die sich häufig im Wald, 
auf Feldwegen oder an Flüs-
sen aufhalten. Insbesondere vor 
Reisen in ausgewiesene Risiko-
gebiete sollte der Impfstatus 

überprüft werden.
Für die Grundimmunisierung 

sind drei Impfungen erfor-
derlich, Auffrischungsimpfun-
gen müssen alle drei bis fünf 
Jahre durchgeführt werden. 
Hierzu beraten unter ande-
rem die Hausärzt*innen- und 
Kinderärzt*innenpraxen.

Borreliose auch möglich
Eine FSME-Impfung schützt 

nicht vor einer Lyme-Borre-
liose-Erkrankung (auch Bor-
reliose, Lyme-Krankheit oder 
Lyme Disease). Diese bakteri-
elle Infektion, die auch durch 
Zecken übertragen wird, tritt 
um ein Vielfaches häufiger auf 
als FSME und ist deutschland-

weit verbreitet. Da gegen diese 
Krankheit nicht geimpft, aber 
mit Antibiotika gut behandelt 
werden kann, sollten Menschen, 
bei denen es nach einem Ze-
ckenstich innerhalb der folgen-
den Wochen zu einer Hautver-
änderung oder zu grippe- oder 
rheumaartigen Beschwerden 
kommt, umgehend eine Ärztin 
oder einen Arzt aufsuchen.

So schützt man sich 
Zecken werden bei Tempera-

turen ab circa sieben Grad aktiv 
und halten sich besonders ger-
ne im Unterholz, in Gebüschen 
sowie in hohen Gräsern und 
losem Laub auf. Zum Schutz vor 
Zecken empfiehlt sich Kleidung, 

die möglichst viel Körperober-
fläche bedeckt. Das Auftragen 
von Insektenmitteln auf der 
Haut bietet zusätzlich zeitlich 
begrenzten Schutz. Nach einem 
Aufenthalt im Freien sollte der 
Körper abgesucht und gefunde-

Frühlingszeit ist Zeckenzeit – und damit die richtige Zeit, um den Impfstatus der Frühsommer-
Meningoenzephalitis (FSME) zu überprüfen. In Hessen zählen aktuell die Städte Offenbach und 
Darmstadt sowie die Landkreise Bergstraße, Darmstadt-Dieburg, Fulda, Groß-Gerau, Main-Kinzig, 
Marburg-Biedenkopf, Odenwald und der Kreis Offenbach dazu. FSME kann aber auch außerhalb der 
erklärten Risikogebiete vorkommen.

Es gibt immer mehr FSME-Risikogebiete
Gesundheitsministerin Stolz weist zu Beginn der Frühlingszeit auf die Bedeutung der Impfung hin

In Risikogebieten ist es ratsam, beim Wandern lange Hosen und 
Oberteile mit langen Ärmeln zu tragen.

Foto:  Heiko Barth / Adobe Stock

ne Zecken rasch und ohne sie 
zu quetschen mit einer feinen 
Splitterpinzette oder einem 
speziellen Zeckenset entfernt 
werden, um so das Infektions-
risiko zu vermindern.   Quelle:   
Gesundheitsministerium Hessen

Foto: Peter Back
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Sollte nichts anderes ver-
merkt sein, finden die Sozialbe-
ratungen und Sprechstunden 
nach Terminvereinbarung statt. 
Termine der Sozialjurist*innen 
Sigrid Jahr, Thomas Meinel 
und Annette Mülot-Carva-
jal-Gomez werden über die 
Sozialberater*innen oder die 
Landesgeschäftsstelle vermit-
telt.

Landesverband Hessen
Landesgeschäftsstelle, Lui-

senstraße 41, 65185 Wiesba-
den, Sekretärin Christine Wei-
denauer, Bürozeiten: montags 
bis freitags, 10–14 Uhr. Tel.: 
0611 / 85 108, oder E-Mail: 
info@sovd-hessen.de. 

Kreisverband  
Marburg-Biedenkopf

Terminvereinbarung bei 
Helga Kläs, Sozialberaterin 
und Vorsitzende, unter Tel.: 
06422 / 89 87 202, per E-Mail: 
hklaes@sovd-hessen.de und 
bei Hans-Werner Dersch, Tel.: 
06423 / 51 524 oder kommen 

Sie während der Öffnungszei-
ten einfach vorbei!

Beratung Wetter
Rathaus, Zimmer 2, UG, 

Marktplatz 1, jeden ersten 
und dritten Montag im Monat, 
15.30 –18 Uhr.

Kreisverband Osthessen
Terminvereinbarung bei 

Marita Schliephorst, Sozialbe-
raterin und Vorsitzende, un-
ter Tel.: 06655 / 74 02 26, Tel.: 
0176 / 95 53 81 36 oder per 
E-Mail: m.schliephorst@sovd-
hessen.de oder kommen Sie 
während der Öffnungszeiten 
einfach vorbei!

Beratung Eschwege
AWO, An den Anlagen 8, je-

den ersten Dienstag im Monat,  
14–16 Uhr.

Beratung Fulda
Sozial- und Arbeitsgericht, 

Sitzungssaal im EG, Am Hop-
fengarten 3, jeden ersten Mon-
tag im Monat, 14–16 Uhr.

Beratung Rotenburg
Neues Rathaus, Altenstube 

im 1. OG, Marktplatz 14–15, je-
den ersten Dienstag im Monat, 
10–12 Uhr.

Beratung Sontra
Bürgerhilfe, Niederstadt 41, 

jeden ersten Montag im Monat, 
10–12 Uhr.

Kreisverband Südhessen
Vorsitzender Rudolf 

Schulz, Friedensstraße 26, 
63179 Obertshausen, Ter-
minvereinbarung bei Sekre-
tärin Yvonne Hartwig, Tel.: 
0152 / 52 69 12 80, E-Mail: 
yvonne.hartwig@sovd-hessen. 
de

Beratung Bad Homburg
Sozialberatungsstelle Schö-

ne Aussicht 24, Sigrid Jahr, Tel.: 
0151 / 43 10 67 54.

Beratung Bad Vilbel
Berufsförderungswerk BFW, 

Huizener Straße 60, jeden 
zweiten Donnerstag ab 13 Uhr, 

Sprechstunden und Sozialberatung
Tel.: 0611 / 8 51 08.

Beratung Freigericht
Rathausstraße 13, jeden 

zweiten Samstag im Monat,  
9–12 Uhr, Thomas Hammer, 
Tel.: 0151 / 50 71 01 56.

Beratung Obertshausen
Friedensstraße 26, Ver-

mittlung durch Sekretä-
rin Yvonne Hartwig, Tel.: 
0152 / 52 69 12 80, E-Mail: 
yvonne.hartwig@sovd-hessen. 
de.

Beratung Wiesbaden
siehe Landesverband Hes-

sen.

Kreisverband 
Hofgeismar-Kassel
Beratung Bad Wildungen

SoVD-Büro, Trumpe 2 (Ein-
gang Bahnhofstraße), montags 
13–18 Uhr und mittwochs 
9–15 Uhr. Terminvereinba-
rung bei Hans-Jürgen Schmidt,  
Sozialberater und Vorsitzender, 
unter Tel.: 05621 / 96 78 787, 

Tel.: 0151 / 19 18 19 99 oder per  
E-Mail an: hans-juergen.
schmidt@sovd-hessen .de  
oder kommen Sie während der 
Öffnungszeiten einfach vorbei!

Beratung Calden
Irmgard Fohr, Kreisver-

bandsvorsitzende, unter Tel.: 
05674 / 65 67, E-Mail: irmgard-
fohr@gmx.de.

Beratung Hofgeismar
Brigitte Schutta, Tel.: 05671 /  

36 42.

Beratung Kassel
AWO-Haus, Wilhelmshöher 

Allee 32 a, Annette Mülot- 
Carvajal-Gomez, dienstags 14–
17 Uhr und donnerstags 10–13 
Uhr, Tel.: 0561 / 14657.

Beratung Korbach
Ralf Wiegelmann, Tel.: 

0171 / 76 30 410.

Beratung Vernawahlshausen
Sonja Hettler, Tel.: 

05571 / 49 52.

Laut Pollenflugkalender der 
Stiftung Deutscher Polleninfor-
mationsdienst hat die Haupt-
blütezeit für Hasel und Erle be-
reits begonnen und zieht sich 
über den März hinaus. Ebenfalls 
im März begann die Hauptblü-
te von Pappel, Weide, Esche und 
Hainbuche, die sich bis in den 
April erstreckt. Es folgen Birke 
im April, Buche und Eiche im 
April und Mai, Kiefer im Mai, 
anschließend fliegen die Grä-
serpollen.

Allergiker*innen sind keine 
Randgruppe

Es liegt also einiges in der 
Luft, was Allergiker*innen das 
Leben schwer macht. Dabei 
handelt es sich keinesfalls um 
eine Randgruppe: Laut Statista 
leiden mehr als 34 Prozent der 
Frauen und etwa 27 Prozent 
der Männer in Deutschland un-
ter einer Allergie (Stand 2023). 
Dazu kommen zahlreiche Kin-
der und Jugendliche, bei denen 
neben Neurodermitis vor allem 
Heuschnupfen zu den häufigs-
ten allergischen Erkrankungen 
zählt.

Es gibt Medikamente und 
Therapien, mit denen sich die 
allergischen Beschwerden zu-

mindest reduzieren lassen. Die-
se reichen vom Nasenspray über 
Augentropfen und Tabletten bis 
hin zu einer Desensibilisierung 
beziehungsweise Hyposensibi-
lisierung. Aber Krankenkassen 
übernehmen nicht alle Kosten 
für Medikamente oder Behand-
lungen, die von Ärztinnen und 
Ärzten zur Linderung von Aller-
gien verordnet werden.

Ausgaben für Heilmittel 
sind steuerlich absetzbar

Die gute Nachricht: Die Kos-
ten für alles, was der Arzt be-
ziehungsweise die Ärztin oder 
der Heilpraktiker beziehungs-
weise die Heilpraktikerin ver-
ordnet und was nicht von der 
Krankenkasse übernommen 
wird, können unter bestimmten 
Voraussetzungen als außerge-
wöhnliche Belastung von der 
Steuer abgesetzt werden. Man 
spricht dabei von Krankheits-
kosten oder Gesundheitskosten. 
Dazu zählen auch Ausgaben für 
Antiallergika beziehungsweise 
Antihistaminika, also beispiels-
weise für Mittel gegen Heu-
schnupfen.

Unter anderem für Krank-
heitskosten gibt es in der Steu-
ererklärung die „Anlage Au-

ßergewöhnliche Belastungen“. 
Aber Achtung: Das Finanzamt 
akzeptiert dabei nur Kosten für 
verordnete Medikamente oder 
Behandlungen, die für die Hei-
lung einer Krankheit oder für 
die Linderung der Folgen einer 
Krankheit entstehen. Ausgaben 
für eine Krankheitsvorbeugung 
können nicht als außergewöhn-
liche Belastung steuerlich gel-
tend gemacht werden.

Weitere Einschränkung: Das 
Finanzamt errechnet zunächst 
eine sogenannte zumutbare Ei-
genbelastung. Dazu werden die 
gesamten Einkünfte, der Fami-
lienstand und die Anzahl der 
Kinder berücksichtigt. Wird die 
Grenze beispielsweise mit den 
Krankheitskosten überschritten, 
wirkt sich der übersteigende 
Betrag als außergewöhnliche 
Belastung steuermindernd aus. 
Und auch Fahrtkosten für den 
Weg in die Arztpraxis oder die 
Apotheke können als außer-
gewöhnliche Belastung in der 
Steuererklärung eingetragen 
werden.

Auch Globuli und Akupunk-
tur lassen sich absetzen

Von Allergien geplagte Men-
schen setzen teilweise auf 

homöopathische oder anthro-
posophische Heilmittel, bei-
spielsweise Globuli. Oder auch 
auf Akupunktur. Die Kosten da-
für können ebenfalls als außer-
gewöhnliche Belastung steuer-
lich geltend gemacht werden. 
Laut einem Urteil des Bundes-
finanzhofs (Aktenzeichen VI R 
27/13) genügt als Nachweis 
eine ärztliche Verordnung oder 
die Verordnung eines Heilprak-
tikers beziehungsweise einer 
Heilpraktikerin. Ein vor der 
Therapie erstelltes Amtsarzt-
Gutachten oder eine Beschei-
nigung des Medizinischen 
Diensts der Krankenversiche-
rung ist demnach für die Aner-
kennung als außergewöhnliche 
Belastung nicht erforderlich.

Tropfende Nase, juckende Augen, Müdigkeit: Die Natur blüht auf, und Heuschnupfen ist jetzt der 
Klassiker unter den Allergien. Wenn der Arzt oder die Ärztin etwas dagegen verschreibt und die 
Krankenkasse die Kosten nicht übernimmt, können diese unter bestimmten Voraussetzungen von 
der Steuer abgesetzt werden. Wie und wann das geht, erläutert der Lohnsteuerhilfeverein Vereinigte 
Lohnsteuerhilfe e. V. (VLH).

Heuschnupfenmittel steuerlich absetzbar
Ärztliche Maßnahmen gegen Pollenallergie können als außergewöhnliche Belastung gelten

Wenn man an Heuschnupfen leidet, kommt ein erheblicher Betrag  
für Medikamente zusammen, welche die Symptome lindern.

Foto: nsit0108 / Adobe Stock

Der Lohnsteuerhilfeverein 
Vereinigte Lohnsteuerhilfe e. V. 
(VLH) ist mit mehr als einer Mil-
lion Mitgliedern und bundesweit 
rund 3.000 Beratungsstellen 
Deutschlands größter Lohnsteu-
erhilfeverein. Gegründet im Jahr 
1972, stellt die VLH außerdem die 
meisten nach DIN 77700 zertifi-
zierten Beraterinnen und Berater.

Die VLH erstellt für ihre Mit-
glieder die Einkommensteuer-
erklärung, beantragt sämtliche 
Steuerermäßigungen, prüft den 
Steuerbescheid und einiges mehr 
im Rahmen der Beratungsbefug-
nis nach Paragraf 4 Nr. 11 StBerG.

Info
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Demenz und trotzdem reisen?
Ortswechsel und Änderungen im Tagesablauf sind für an Demenz Erkrankte nicht leicht zu verar-

beiten. Eine gemeinsame Reise muss deshalb sorgfältig geplant werden. Wie ein Familienausflug 
gelingen kann, erklärt die Alzheimer Forschung Initiative. 

Wer Angehörige mit Demenz 
pflegt, steht unter großer Be-
lastung. Ein gemeinsamer Ur-
laub scheint da auf den ersten 
Blick ein kompliziertes Unter-
fangen zu sein. Die Alzheimer 
Forschung Inititaive (AFI) gibt 
Tipps, wie das dennoch für alle 
Beteiligten funktionieren kann. 

Demnach böte sich vor allem 
im frühen und mittleren Stadi-
um der Erkrankung ein gemein-
samer Urlaub an; allerdings 
unter der Voraussetzung, dass 
der*die Angehörige noch gut 
mit Ortswechseln und Verän-
derungen im Tagesablauf um-
gehen kann. Als Test eigne sich 
dafür ein Tagesausflug. 

Für mögliche Ziele schlägt die 
Initiative vor, sich an früheren 
Urlauben zu orientieren, denn 
Gewohntes gebe den Erkrank-
ten Sicherheit. Wenn diese in 
der Vergangenheit regelmäßig 
Ausflüge ans Meer unternom-
men hätten, sei das beispiels-
weise ein gutes Reiseziel. 

Vor Ort stelle sich die Frage 
nach der Tagesstruktur. Be-

stimmte Abläufe wie die Mor-
genroutine sollten Familien auf 
Reisen beibehalten, wenn ein 
Mitglied mit Demenz dabei ist. .

Die AFI empfiehlt außerdem, 
Kleinigkeiten von zu Hause 
mizutnehmen. Lieblingstasse, 
Kissenbezug oder Familienfo-
tos könnten ein vertrauter An-
ker sein. 

Dennoch könne es passieren, 
dass die fremde Umgebung 
mehr Stress auslöst als erwartet. 
Dann sei die vorzeitige Rückrei-
se die einzige Lösung. Statt frus-
tiert zu sein, rät die AFI dazu, aus 
einer anderen Perspektive auf 
so eine Situation zu blicken: Es 
zähle, dass man es gemeinsam 
versucht hat.  str / dpa

Familienausflug mit Demenzkranken stellt Beteiligte vor Herausforderungen

Eine Reise an frühere Urlaubsorte kann Demenzerkrankten Sicher-
heit und Orientierung geben. 

Foto: kristinakibler / Adobe Stock

Kathi Schwonke und Nora Koh, Mitarbeiterinnen des SoVD-Bun-
desverbandes, besuchten Mitte März das erste Sportsymposium der 
Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege 
(BGW) im Berliner Humboldt-Carré.

Dort ging es um die Frage, wie der Breitensport in Deutschland 
inklusiver werden kann. Es diskutierten Expert*innen aus den Berei-
chen Eingliederungshilfe, Gesetzgebung, Sportstrukturen und kom-
munale Vernetzung. Sie zeigten 
Handlungsbedarfe auf und ga-
ben Anregungen, wie Menschen 
mit Behinderungen besser am 
Sport teilhaben können. 

In einer Gesprächsrunde äu-
ßerten sich Rainer Schmidt 
(Moderator), Jasmina Hostert 
(SPD), Mitglied im Sportaus-
schuss und verantwortlich für 
Inklusion und Integration von 
Menschen mit Behinderung im 
Sport, Wilfried Oellers, Beauf-
tragter der CDU-Fraktion für 
die Teilhabe von Menschen mit 
Behinderungen, Corinna Rüffer, 
Sprecherin der Grünen-Fraktion 
für Behindertenpolitik, und Jens 
Beeck, teilhabepolitischer Spre-
cher der FDP-Fraktion.

Inklusion: Breitensport
für alle ermöglichen

Diskussion mit Fachleuten und Politiker*innen

Für Menschen mit Behinderungen ist die Teilnahme am Breiten-
sport, etwa in Vereinen, nicht immer möglich. Eine Konferenz, an 
der zwei Vertreterinnen des SoVD teilnahmen, beschäftigte sich 
mit Handlungsbedarfen und Verbesserungsmöglichkeiten 

Nora Koh und Kathi Schwonke 
bei der Veranstaltung. 

Anzeige
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Bei Wilhelm Busch bekam es Onkel Fritz mit Maikäfern zu tun. Kannst du die Namen der folgenden 
Krabbeltiere den Bildern zuordnen? Die Buchstaben in den Klammern dahinter ergeben dann in der 
richtigen Reihenfolge das gesuchte Lösungswort. Hier die Namen: Kartoffelkäfer (ER), Eichelbohrer (RI), 
Waldmistkäfer (KA), Hirschkäfer (EN), Nashornkäfer (EF), Großer Rosenkäfer (MA).

Rolands RätseleckeTipp für Kinder

Käferarten in Wald und GartenMeine Wiese
Hier gibt es raschelnde Gräser, leuchtend bunte Blüten, tanzen-

de Schmetterlinge sowie summende und brummende Insekten. 
Mit seinem Sachbilderbuch nimmt Jan Haft Kinder im Grund-
schulalter mit auf eine Entdeckungsreise in das Naturparadies 
Wiese. Dort leben Hunderte von Pflanzen und faszinierende Tie-
re in erstaunlichen Gemeinschaften. Nirgendwo ist die Vielfalt 

größer. Und gleichzeitig ist 
kein heimischer Lebensraum 
so sehr bedroht. 

In einfacher Sprache erklärt 
Haft sowohl Grundsätzliches 
als auch Besonderheiten des 
Habitats Wiese. Es gelingt ihm, 
den Kindern klarzumachen, 
dass die „Wunderwelt Wiese“ 
geschützt werden muss.

Jan Haft: Meine Wiese. Ent-
decke eine wunderbare Welt. 
Penguin Junior, ab sechs Jahren, 
64 Seiten, ISBN: 978-3-328-
30183-7, 19 Euro.

Möchtest du das vorgestellte Buch gewinnen? Dann löse schnell 
die Aufgabe in „Rolands Rätselecke“ auf dieser Seite! Das Lösungs-
wort schickst du dann mit dem Betreff „Meine Wiese“ entweder 
per E-Mail an: verlosung@sovd.de oder aber per Post an: SoVD, 
Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. Einsendeschluss ist 
der 15. April.

Auf vier Pfoten in die Kita
Rocky ist ein Kita-Hund. Seine Besitzerin, Luisa Fischer, leitet in der bayerischen Stadt Memmingen 

einen Kindergarten. Dort ist der zweijährige Labrador mittlerweile zu einem festen Familienmitglied 
geworden. Für viele Kinder ist das Tier inzwischen ein wichtiger Bestandteil ihres Alltags und ein 
täglicher Grund zur Freude.

Hunde wie Rocky sind in 
einzelnen Kindertagesstätten 
überall in Deutschland im Ein-
satz. Der Weg dahin ist nicht 
ganz einfach. Auch Luisa Fi-
scher musste erst einmal die 
für die Kita zuständige Stadt 
überzeugen. Glücklicherweise 
gelang das der Erzieherin. Nun 
übernimmt die Stadt sogar ei-
nen Teil der Kosten, die für die 
Haltung des Vierbeiners anfal-
len. Schließlich sei Rocky ja ein 
Mitarbeiter.

Kita-Hunde müssen 
zunächst einiges lernen

Zustimmen mussten natür-
lich auch noch die Eltern sowie 
verschiedene Stellen wie etwa 
das Amt für Tierschutz oder das 
Gesundheitsamt. Doch so rich-
tig los ging es auch dann noch 
nicht. Insgesamt zwei Jahre 
brauchte Rocky, um sich an den 
Lärm und den Trubel im Kinder-
garten zu gewöhnen. Außerdem 
besuchte er Kurse in der Hun-
deschule. 

Als ausgebildeter Kita-Hund 
geht er nun gemeinsam mit 
Luisa Fischer und den Kindern 
spazieren oder spielt mit ih-

nen im Garten. Oft beobachten 
die Kinder dabei auch einfach 
nur das Verhalten des Tieres. 
Die Erzieherin überlegt auch, 
bald schon einen Hundeführer-
schein anzubieten. Wer dabei 
mitmacht, kann noch mehr über 
Rocky lernen.

Umgang mit Tieren 
fördert das Selbstvertrauen

Auch an anderen Kitas hat 
man die Erfahrung gemacht, 

dass Hunde gerade für Kinder 
gut sind, die selbst keine Tiere 
zu Hause haben. Der Fellfreund 
habe auf sie oftmals eine beru-
higende Wirkung. 

Die Stadt Halle (Saale) in 
Sachsen-Anhalt setzt in zwei 
ihrer Kitas Hunde ein. Dort habe 
sich gezeigt, dass der tägliche 
Umgang mit den Vierbeinern 
das Selbstvertrauen und das 
Verantwortungsgefühl der Kin-
der stärkt. jos / dpa

Haben sich Hund und Kinder aneinander gewöhnt, dann gibt es im 
gemeinsamen Alltag einer Kita viel zu entdecken.

Foto: Waltraud Grubitzsch / picture alliance / ZB

Fotos: Fritz Geller-Grimm, Elke Freese,  J.F. Gaffard, Jhnns, Hectonichus / creative commons 

Voll engagiert

Bei schönem Wetter an der frischen Luft spielen macht Spaß. 
Hoppla, auf dem unteren Bild haben sich insgesamt sieben Fehler 
eingeschlichen – findest du sie? Die Lösung steht auf Seite 18.

Fröhliche Fehlersuche

Endlich toben im Freien

Grafik: yusufdemirci / Adobe Stock
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Der Pakt der Frauen
In Wien sorgt die junge Dozentin Katharina Adler 1976 bei den 

männlichen Kollegen regelmäßig für Schnappatmung. Selbstbe-
wusst trägt sie im Hörsaal knalligen Lippenstift und verbotener-
weise Hosen. Außerdem hat sie sich kein geringeres Ziel gesetzt, 
als die Geschichtswissenschaft 
zu revolutionieren. Dafür widmet 
sie sich Büchern, die von Frauen 
geschrieben wurden, speziell 
Kochbüchern. 

Als ihr dabei eine Rezept-
sammlung aus der Feder ihrer 
Mutter Jule unterkommt, erkennt 
Katharina, dass sie erst die Ge-
heimnisse ihrer eigenen Familie 
aufdecken muss, bevor sie die 
Welt verändern kann. Gemein-
sam reisen Mutter und Tochter 
nach Schlesien, an den Geburts-
ort Katharinas. Dort lernt sie, 
dass es nichts Stärkeres gibt als 
Frauen, die zusammenhalten.

Julia Kröhn: Der Pakt der Frauen. Heyne, 352 Seiten, ISBN: 978-3-
453-27421-1, 22 Euro. 

Wenn Sie ein Exemplar des vorgestellten Buches gewinnen 
möchten, dann schreiben Sie mit dem Betreff „Der Pakt der Frauen“ 
entweder per E-Mail an: verlosung@sovd.de oder aber per Post 
an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. Einsen-
deschluss ist der 15. April.

Buchtipp

Sebastian Jacoby und Sebastian Klussmann (re.) belegten bei der 
Deutschen Quizmeisterschaft 2020 gemeinsam den ersten Platz.

Er ist ein echter „Besserwisser“
In der ARD-Ratesendung „Gefragt – Gejagt“ macht er es den Teilnehmenden schwer. Sein Kampfname 

lautet „Der Besserwisser“ – zu Recht, denn der professionelle Quizspieler verfügt über ein enormes 
Allgemeinwissen. Am 24. April begeht Sebastian Klussmann seinen 35. Geburtstag.

Seine Liebe zum Gedächtnis-
sport entdeckte er schon als 
Kind. Nach der Schule rätsel-
te er damals gemeinsam mit 
seiner Oma und schaute sich 
Quizsendungen im Fernsehen 
an. Als „Besserwisser“ ist Se-
bastian Klussmann heute fester 
Bestandteil der von Alexander 
Bommes moderierten Sendung 
„Gefragt – Gejagt“ im täglichen 
Vorabendprogramm der ARD.

Klussmann ist zudem auch als 
Redner und Autor tätig. Mehr-
fach trat er als Nationalspieler 
zudem für Deutschland bei den 
Quizeuropameisterschaften an. 

In dem Quiz „Gefragt - Gejagt“ tritt Sebastian Klussmann gegen Kandidat*innen an

Foto: Steffen Löwe / creative commons

Man kennt sie aus dem Dokudrama „Die Manns – Ein Jahrhundertroman“ sowie als Kommissarin 
Linett Wachow in „Ein starkes Team“. Die Krimireihe feierte vor Kurzem ihr 30-jähriges Bestehen. Auch 
Schauspielerin Stefanie Stappenbeck darf sich freuen – sie wird am 11. April 50 Jahre alt.

Ich freu mich schon auf morgen
In Komödien wie „Der Schuh des Manitu“ brachte Sky du Mont Kinobesucher*innen zum Lachen. Vor 

Kurzem erschien sein Buch „Ich freu mich schon auf morgen. Weil es wird, wie es noch nie war“. Darin 
plädiert der Schauspieler mit leichter Feder für eine optimistische Lebenshaltung.

Im Zweiten Weltkrieg flohen 
seine Eltern nach Argentinien, 
wo ihr Sohn zur Welt kam. Auf-
grund der dort geltenden Ge-
setze bekam dieser einen spa-
nischen Namen: Marco Claudio 
Cayetano Neven du Mont.

Eine „Jammerhaltung“, so das  
Mitglied einer Verlegerfamilie, 
liege ihm nicht. Das solle sein 
Buch widerspiegeln. Darauf, in 
Filmen nur als halbseidener Typ 
besetzt zu werden, hat du Mont 
ebenfalls keine Lust. Deshalb 
engagiert sich der 76-Jährige 
aktuell lieber für soziale Zwecke 
und den Tierschutz.

Sky du Mont begegnet jedem neuen Tag mit möglichst positiver Einstellung

Schauspieler und Autor Sky du Mont hat sich seine Zuversicht und 
die Aufgeschlossenheit gegenüber Neuem bewahrt.

Foto: Horst Galuschka / picture alliance / dpa

Stefanie Stappenbeck und Florian Martens ermitteln gemeinsam 
in der beliebten ZDF-Krimireihe „Ein starkes Team“.

Doppelt Grund zum Feiern

Die gebürtige Potsdamerin 
wuchs in Ost-Berlin auf und 
wurde schon als Kind fürs DDR-
Fernsehen entdeckt. Vor ihrer 
Filmkarriere stand sie auf der 
Bühne des Deutschen und des 
Berliner Ensembles.

Trotz all dieser Erfahrung 
musste Stefanie Stappenbeck 
in der letzten Ausgabe von 
„Wetten, dass ..“ noch einmal all 
ihren Mut zusammennehmen. 
Denn dort saß sie neben Cher 
und musste nach einer verlore-
nen Wette gemeinsam mit Jan 
Josef Liefers deren Lied „I Got 
You Babe“ live singen.

Stefanie Stappenbeck begeht sowohl privat als auch beruflich ein Jubiläum

Foto: Katrin Knoke / ZDF

Foto: Yury Zap / Adobe Stock

Denksport

Bezeichnungen wie Kilo, Pfund oder Dutzend sind heute durch-
aus noch geläufig. Wie aber sieht es mit alten Maß- und Mengen-
einheiten wie Stiege oder Mandel aus? Auf der linken Seite finden 
Sie deren Bezeichnungen – können Sie diesen jeweils die korrekte 
Zahl (rechte Seite) zuordnen?

Die Auflösung finden Sie wie immer auf Seite 18.

Alles ganz nach Maß

Stiege

Halbstiege

Bund

Mandel

Zimmer

Großhundert

Wall

Schock

10

40

15

60

20

80

30

120
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Variante: LEICHT

Variante: MITTEL

Auflösung des 
Vormonats

Auflösung des 
Vormonats

Die beiden  
Diagramme sind 
mit den Zahlen 1 
bis 9 aufzufüllen.

Dabei darf jede 
Zahl in jeder Zeile 
und jeder Spalte 
und in jedem 3x3-
Feld nur einmal 
vorkommen.

205

5 7 1
6 2 4 5

4 9 2 6
6 9 2 3

7 1 8
2 8 6 7
3 1 7 2
1 8 3 9
9 3 6

1 4 5
8 2 6 3

5 8 1
4 7 3

3 2 4
1 4 8

2 7 8
4 8 5 9

7 1 5

9 4 5 8 1 7 6 3 2
3 1 6 4 2 9 8 5 7
8 2 7 6 3 5 1 9 4
2 5 1 3 9 6 7 4 8
7 3 8 5 4 1 2 6 9
4 6 9 7 8 2 3 1 5
1 9 4 2 7 3 5 8 6
5 7 3 9 6 8 4 2 1
6 8 2 1 5 4 9 7 3

1 2 4 6 8 3 9 7 5
9 8 6 7 5 2 1 4 3
3 5 7 4 1 9 8 2 6
2 7 9 5 6 1 3 8 4
6 4 5 2 3 8 7 1 9
8 1 3 9 4 7 5 6 2
5 6 1 3 7 4 2 9 8
7 3 2 8 9 6 4 5 1
4 9 8 1 2 5 6 3 7

Möchten Sie einen weiteren (hier nicht abgebildeten) Buchpreis 
gewinnen? Dann notieren Sie die eingekreisten Zahlen von oben 
nach unten und schicken Sie diese per E-Mail an: sudoku@sovd.de 
oder per Post an: SoVD, Redaktion, „Sudoku“, Stralauer Straße 63, 
10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. April.

Buchtipp

Ein Schätzchen 
war ich nie

Als Apanatschi spielte sie sich in den Winnetou-Verfilmungen der 
1960er-Jahre in die Herzen eines Millionenpublikums. Ihren end-
gültigen Durchbruch hatte die an der Isar geborene Schauspielerin 
dann mit der Komödie „Zur Sache, Schätzchen“. Vor Kurzem feierte 

Uschi Glas ihren 80. Geburtstag und 
blickt aus diesem Anlass zurück. 

In ihrem Buch schreibt sie unter 
anderem darüber, wie man sich 
treu bleibt und warum ihr Unab-
hängigkeit immer wichtig war. Sie 
thematisiert auch das Älterwerden 
in einer Branche, in der gerade 
Schauspielerinnen, so Uschi Glas, 
häufig ein „Ablaufdatum“ hätten. 
Sie selbst habe nie mit dem Alter 
gehadert und sich stattdessen ihre 
Gelassenheit und ihren Humor be-
wahrt. Ein Schätzchen, das stellt die 
Filmikone klar, wollte sie dabei zu 
keiner Zeit sein.

Uschi Glas: Ein Schätzchen war ich nie. Mosaik Verlag, 224 Seiten, 
ISBN: 978-3-442-39431-9, 24 Euro.

Möchten Sie dieses Buch gewinnen? Dann schreiben Sie mit 
dem Betreff „Ein Schätzchen war ich nie“ entweder per E-Mail an: 
verlosung@sovd.de oder per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer 
Straße 63, 10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. April.

Eine Iljuschin auf dem Acker
Gibtʼs doch gar nicht, oder?

1896 stürzte Otto Lilienthal 
bei Stölln am Gollenberg ab. 
In Erinnerung an den Flugpio-
nier sollte die dortige Gemein-
de eine ausgemusterte IL 62 
erhalten. Für deren Landung 
sind im Normalfall 2.500 Meter 
Landebahn erforderlich. Trotz 
des Fällens zahlreicher Bäume 
kam man in Stölln jedoch nur 
auf eine Sandfläche von gerade 
einmal 860 Meter. Was tun?

Um das Gewicht zu verringern, 
ließ Kallbach Sitze und nicht 
benötigte Geräte ausbauen. Die 
Schubumkehr schaltete er noch 
in der Luft ein und setzte unbe-
schadet in einer riesigen Staub-
wolke auf. Chapeau.

Geht nicht gibt‘s nicht: Pilot Heinz-Dieter Kallbach landete einen 
Langstreckenjet auf einer eigentlich viel zu kurzen Sandbahn.

Fotos: Matthias Stäblein, Schizoschaf / Creative Commons

Die Deutsche Demokratische Republik (DDR) war nicht unbedingt für spektakuläre Aktionen bekannt. 
Dennoch gelang einem Kapitän der staatlichen Fluggesellschaft Interflug 1989 der Eintrag ins Guinness-
Buch der Rekorde. Heinz-Dieter Kallbach landete eine russische Passagiermaschine des Typs Iljuschin 
IL 62 unbeschadet auf einem Acker – eine bis heute einmalige Leistung.

Des Rätsels Lösung
Im rätselhaften Zauberwald 
(Ausgabe März, Seite 16)

Das Lösungswort lautete 
Sternenstaub.

Alles ganz nach Maß
(Denksport, Seite 17)

Hier die Stückzahlen der 
ungewohnten Maßeinheiten: 
Halbstiege (10 Stück), Mandel 
(15), Stiege (20), Bund (30),  
Zimmer (40), Schock (60), Wall 

Um für diese Redensart eine 
einleuchtende Erklärung zu fin-
den, muss man sich den Sprach-
gebrauch früherer Zeit genauer 
anschauen. Vor einigen Hundert 
Jahren war zum einen die For-
mulierung „jemandem einen 
aufbinden“ eine etwas nettere 
Umschreibung für eine Lüge. 

Zum anderen bezeichnete 
damals der Ausdruck „Bar“ eine 
Last oder eine Abgabe. Diese 
wurde zum Beispiel in Wirtshäu-
sern an der Theke angebunden 
und galt als ein Pfand für etwa-
ige Zechschulden. Im Laufe der 
Zeit nun könnte aus dieser „Bar“ 
der heute gebräuchliche „Bär“ 
geworden sein.

Zugegeben, diese Herren verhalten sich reichlich albern. Aber zu-
mindest  stellen sie die gesuchte Redensart unmissverständlich dar.

Anderen einen Bären aufbinden
Wer eine unwahre Geschichte erzählt, der bindet jemandem sprichtwörtlich einen Bären auf. Zwar 

ist die Herkunft dieser Redensart nicht eindeutig geklärt. Als gesichert darf jedoch gelten, dass es 
sich dabei nicht um die wie auch immer geartete Fixierung eines Raubtieres handelt. Das hätte wohl 
auch kein lebender Bär, der etwas auf sich hält, mitgemacht.

Hätten Sieʼs gewusst?

Foto: JR Digital Art / Adobe Stock

(80), Großhundert 
(120).

Endlich toben 
im Freien
(Fehlersuche, 
Seite 16)

Die jeweiligen 
Unterschiede auf 
dem unteren Bild 
sind rechts mit 
Kreisen markiert.
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Das Lösungswort zum Gewinnen eines weiteren, hier nicht abgebildeten Buchpreises bitte bis zum 15. April einsenden an: 
SoVD, Redaktion, Stichwort: „Kreuzworträtsel“, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin oder per E-Mail an: kreuzwortraetsel@sovd.de. 

Bitte vergessen Sie nicht, Ihre Adresse anzugeben!
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Mit spitzer Feder Buchtipp

Was geht, Annegret?
Seit Annegret Witwe ist, wird ihre 

Welt komplett auf den Kopf gestellt: 
Sie muss raus aus dem großen Haus 
und raus aus ihrer Komfortzone in 
der Provinz. Zum Glück kann sie bei 
ihrer Enkelin Isi unterkommen. Die 
lebt allerdings in einer turbulenten 
Studenten-WG mitten in Berlin. Für 
Annegret eine fremde Welt voller 
Fettnäpfchen. Sie muss erst ein-
mal lernen, was es mit Veganismus 
oder Gendern auf sich hat und, dass 
LGBTQ keine Grillsauce ist. Doch je 
länger Annegret in der Berliner WG 
wohnt, desto mehr blüht sie auf 
und lernt, eine eigene Meinung zu 
vertreten. Aus Oma Annegret wird Granny Änni – und von ihr kann 
sogar die Enkelgeneration noch etwas lernen!

Franka Bloom: Was geht, Annegret? Rowohlt Taschenbuch, 432 Seiten, 
ISBN: 978-3-499-01120-7, 14 Euro. 

Wenn Sie eines der Bücher gewinnen möchten, dann schreiben Sie 
mit dem Betreff „Annegret“ per E-Mail an: verlosung@sovd.de oder 
mit dem gleichen Stichwort per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer 
Straße 63, 10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. April.
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Wechseln Sie zum E-Paper!
Der kürzeste Weg zur Anmeldung geht über das Smart-
phone. Einfach den QR-Code-Scanner öffnen und über 
den Code halten. Es erscheint ein Link, den Sie antippen 
können. Wenn auf Ihrem Gerät kein Scanner installiert 
ist, finden Sie einen im AppStore oder bei Google Play.

Foto: Farknot Architect / Adobe Stock

Name

E-Mail

Mitgliedsnummer

Ich möchte in Zukunft die SoVD-Zeitung digital als E-Paper erhalten.

Vorname

Telefon

Unterschrift

Gerne können Sie sich auch direkt über die Website ummelden: www.sovd.de/e-paper 

✂Sie können sich auch per Post anmelden. 
Schicken Sie das ausgefüllte Formular an: 
Sozialverband Deutschland
Abteilung Redaktion
Stralauer Straße 63, 10179 Berlin

+  schneller bei  
Ihnen als im Postversand

+  enthält alle Landesbeilagen 
sowie zusätzliche Links und 
Videos in den Artikeln

+ für Tablets und Smartphones

+ schont die Umwelt

Gleich QR-Code  
scannen und  
anmelden!

SoVD-Zeitung
digital
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